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Verantwortli dieſämtlich in Halle. W „Flex
erlag der Volksſtimme G. m b. H. in Kolonelzeile 30 Pfennig,

Expedition

Halle, Dienstag, den 11. Februar 1919.

Die Nationalverſamml t geſtern in zweiter und
dritter Leſung die n e Verfaſſung angenommen und
auf heute die Wahl des Reichspräſidenten anberaumt. Damit
hat die Nationalverſammlung ihr erſtes grotzes, hiſtoriſches
Werk vollendet. Die r r der r Volksuf e nſtimmigen unſch der
Nationalverſammlung führt ſie die Geſchäfte weiter, vis Ebert.
der zweifellos Reichspräſident wird, das neue Reichsminiſterium
gebildet hat. Auch die Unabhängigen ſtimmen dafür, daß
Ebert, Scheidemann, Noske, Landsberg und Wiſſſel einſtweilen
die Regierung weiterſühren.

Die Verabſchiedung der proviſoriſchen Verfaſſung vollzog
ſich in drei Stunden überraſchend ſchnell und glatt. Die haupt-
ſächlichſten Widerſtände waren vorher beſiegt, nämlich die
partikulariſtiſchen Tendenzen, die Bayerns Unabhängiger
Miniſterpräſident Kurt Eisner wieder mächtig angeblaſen
hatten. Es war kein Zufall, das ſich in der Ablehnung des neuen
Reichsgrundgeſetzes die Unabhängigen mit den bayeriſchen Par
tikulariſten des Dr. Heim zuſammenfanden und mit ihnen allein
blieben.

Die unabhängige Kritik am Verfaffungsentwurf war, wie
ſie Dr. Cohn vortrug, mehr als kinrdiſch. Er ritt eine
Stunde lang darauf herum, daß ſtatt Republik in dem Geſetz
immer Freiſtaat geſagt wird und ſträubte ſich init Händen und
Füßen dagegen, daß dies dasſelbe ſei. r forderte größere
Einheit und ſchwieg beharrlich über Eisner. Er wollte dem

Annghne der Rotverfaſung
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3. Jahrgang.

gegen wenige 6timmen.
er zum Siege verhelfen können. Nach unſerer n Abg. v. Payer ſchlägt darauf vor. die Regierung v erſuchen

ung in ihr ilſt die verfaſſu bende deutſche Nationalverſamm
Deutſchland allein ſouverän. (Lebhaſter Beifall.unter dem Zwange der Verhältniſſe und um den Wieder
aufbau des Reöäches nicht er zu gefährden, haben wir uns
dazu verſtanden, in eine Einſchränkung dieſes Grundſatzes zu
willigen. Wir ſtimmen dem Entwurf zu, perwahren uns
aber dagegen, daß aus unſerer Haltung Schlüſſe v unſere
Stellung in der Zukunft gezogen werden und behalten uns
für die Verhandlungen über den Entwurf der endgültigen
Verfaſſung volle T der Entſchließung vor.“ Beifall
bei den Soz. Zuruf bei den unabh. Soz.: Volle Freiheit
des Rückzugs!)

Abg. Payer Deutſche Demokrat. Partei) gab ſür ſeine
raltion eine Erklärung ab, die das gleiche beſagt. Seine
reunde werden geſch-oſſen für die Vorlage ſtimmen. Rednerittet auch um ſ ortige Durchberatung des Entwurfs in

zweiter und dritter Leſung.
Abg. Heim (VBayer. Volkspartei) wünſcht, daß es ge

lingt, den berechtigten Wünſchen ſeiner bayeriſchen Heimat
endlich gerecht werden.

Abg. Delbrück (Deutſchnat. Vp.) bemerkt, daß ſeine
Fraktion, trotzdem ſie ſchwerſte grundſätzliche Bedenken hat,
für die Vorlage ſtimmen wird. Die gleiche Erklärung gibt
Dr. Heinze (D. Vp.) ab.

Abg. Dr. Co h n (Unabh.) begründet den ablehnenden Stand-
punkt ſeiner Freunde, der ſich gegen den Staatenausſchuß und gegen

Zentralrat, auf den er, ſolange ihn wie bisher Cohn und Leinert
leiten, ſehr n c ſprechen iſt, das Recht zuſprechen, das Jn-
krafttreten jedes Geſetzes um 14 Tage aufzuhalten und dann

Dabei drängt
ißter Eile, und die Verhältniſſe zwingen dazu

der Unabhängigen euf Dot der Ge
itung und eine große Mehrheit der

Nationalverſammlung verwerfen Geheimverträge unbedingt,
möchten aber das Verbot nicht in die Vexfaſſung, ſondern in
das Statut des Völkerbundes ſchreiben. Das ten die Unab-
hängigen ſo zu verdrehen, als ob man heimlich doch für Ge
heimverträge ſei. Aber alle dieſe kindiſchen konntenichts daran ändern, daß die Nationalverſammlung ſich ihrer Auf
gabe bewußt blieb, raſche Arbeit zu leiſten, damit Deutſchland
auf verfaſſungsmäßßigem Wege wieder vorwärts gebracht werden

kann. Der Grundſtein zur jungen deutſchen Republik iſt gelegt.
Nun gilt es mit verdoppeltem Eifer ans Werk zu gehen, damit
ſich auf ihm ein ſchöner wohnlicher Bau erhebe.

Re Debatte über de Reichsperfuſſung.

Erklärung gegen die Geheimdiylomatie. Die Regierung
egt ihr Randat in die Hand der Rationalverſammlung.

Weimar, 10. Februar. Vierte Sitzung der Nationalver-
ſamwlung. Eröffnung um 3 Uhr.

Auf den Regierungsbänken Mitglieder der Zieichsregie
rung und der Bundesſtaaten.

Zunächſt gibt der Präſident Dr. David bekannt, daß
die Leipziger Abgeordneten mitzuteilen wünſchen, um wilden
Gerüchten in Weimar entgegenzutreten, daß Unruhen in
Leipzig ausgebrochen ſeien, daß mit Maſchinengewehren
geſhoſen und der Oberbürgermeiſter verhaftet worden wäre,
aß alle dieſe Gerüchte unwahr ſeien.

Hierauf wird in die Beratung des Entwurfs eines Ge
ſetzes über die vorläufige Reichsgewalt eingetreten. Die
Vertreter der Parteien geben Erklärurggen über die Stellung-
nahme ihrer Parteiſfraktionen ab.

Als Erſter ſpricht namens der ſüddeutſchen Regierung
Herr Träger, der ſür Süddeutſchland die Zuſicherung gibt,
daß man für den Entwurf ſtimmen werde, wenn er eben
den nur vorlkufigen Charakter trage und wenn bald an die
Schöpfung einer endgültigen Verfaſſung herangetreten wer
den möchte.t Ebert gab eine dementſprechendeVolksbeauftragter
kurze Erklärung ab.

Abg. Löbe (Soz.) gibt im Namen der ſozialdemokra
tiſchen Fraktion folgende Erklärung ab:

„Die ſozialdemoiratiſche Fraktion iſt von der Notwendig
keit der raſſGen Verabſchiedung eines Geſetzes über eine
vorläuſige Reichsgewalt durchdrungen. Dieſe ndigkeit
iſt hedingt durch Gründe der äußeren und inneren Politik.
Denn es bedarf der Sheſuns einer vom re Volke gut-
g. eigenen vorläufigen Reichsorduung im Hinblick 4
aß der Waffenſtiliſtand mit der Entente, der 16. d.

abläuft, der bedarf und daß in kurzer Zeit die
Fricdensverhandlungen s ſollen und ferner, weil es
gilt, e zum demokratiſchen Aufbau unſeres Landes
vorzügl u legen.Der 2orliegende Geſetzentwurf iſt vom Geiſte der Demo

ineu eſtimmungen, wirdenken ha Ledigl:ch die Rstaenvigkeit, den urf

b nell als möglich zu r

ihrer oßen Mehrheit für die Vorlage ſtimmen wird.
St 9 53 die Beſprec des Para G

die Stellung des Reichspräſidenten richtet und ein Kolleginm von
fünf gleichberechtigten Köpfen ſordert, ebenſo die Beibehaltung der
A. und S.-Räte.

Abg. Gröber (Ztr.) erklärt, daß die Zentrumspartei in

v
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nommen.
Zu Paragraph 2, der im übrigen unverändert a mmen

wird. wird ein Antrag Payer. Löbe, Poſadowsky, Rieſſer
ebenfalls angenommen. Dieſer lantet: Der Stagatenausſchuß
wird gebildet von Vertretern derjenigen deutſchen Freiſtaaten,
deren Regierungen dem Vertrauen einer aus allgemeinen, glei-
chen, geheimen und direkten Wahlen hervorgegangenen Volksver
tretung beruhen. Bis zum 31. März 1919 können mit Zuſtimmung
der Reichsregierung auch andere deutſche Freiſtaaten Vertreter ent
ſenden.

Nach Ablehnung eines A es der Unabhängigen Sozialiſten
wird auch Par h 3 unverändert angenommen.

Zum Paragraph 4 wird ein Antrag der Unabhängigen Sozia-
liſten, daß dem tralrat der A.-und S.-Räte ein Einſpruchsrecht
gegen die BVeſchiüüſſe der Rationglverſammlung ehe ſol, abge
lehnt, ebenſo ein weiteeer, der dem Zentralrat das Recht geben

ſoll, unter Umſtänden eine Volksabſtimmuns herbeizuführen. Para
grüph 4 wird angenommen, davon der zweite Satz gegen die
Stimmen der Unabhängigen Sozialiſten und der Bayeriſchen
Volkspartei.

Zum Paragraph 5 wird ein Antrag der Ungbhängigen Sozig-
liſten, daß Soldaten ebenſo wie Beamte als Mitglieder der Natio-
nalverſämmlung ihre Tätigkeit ausüben können, ohne Urlaub nach-
ſuchen zu müſſen. gegen die Stimmen der Deutſchnationalen J

Jm übrigen gelangt Paragraph 5 unverändert zur An
nahme.

Prager s wird. nachdem Staatsſekretär Graf Brock-
dorff-Rantzan erklärt hat: Jch kann vom ndpunkte meines
Reſſorts erklären, daß ich nicht die Abſicht habe, Geheimverträge
abzuſchließen, unter Ablehnung der Anträge der Unabhängigen
Sozialiſten unverändert angenommen. Ebenſo die Paragraphen
7, 8 und 9, wobei in Paragraph 7 der Ausdruck „Der Reichspräſi
dent wird von der Nationalverſammlung mit einfacher Stimmen
meheheit gewählt“ durch „abſolude Stimmenmehrheit“ erſetzt wird.

Als Paragraph 10 wird folgendes Antrag Payer, Gröher und
Genoſſen hinzugefügt: „Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Annghme
durch die lrerſammlu in Kraſt.“ Von dieſemZeitpunkte an kommen alle e ie Verordnungen dienach dem bisherigen Reichsrecht der Zuſtimmung des Bundesrats

bedürfen. nur gemä 4 dieſes Ge
ſetzes zuſtande. die Einleitung und Ueberſchrift werden un
verändert angenommen.

wird in die dritte Beratung des Entwurfes
Das Haus gibt auf An des Demokraten Dr.Waldſtein noch Zuſtimmung dazu, daß die Authentizität des
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Amt bis zur Wahl des Reichsprüäſidenten und zur

ei iniſteriums weiterzuführen, worauf
olksbeauftragter Scheidemann erklärt: Wir ſind bereit, dieſen

Wunſche nachzukommen.
Das Haus nimmt darauf den Vorſchlag des Abg. Payer ein

ſtimmig an.
Rächſte Sitzung Dienstag 3 Uhr: Die Wahl des Reichs

präſidenten.
Schluß nach 6 Uhr.

r Grundlegung der Reyuhlil

Die erſten drei Tage von Weimar haben unter einem
glücklichen Stern geſtanden. Man hat das Gefühl, daß dort
die Arbeit am richtigen Ende angefaßt wird und daß es vor
wärts geht. Am zweiten Tag war das Haus ſchon konſtiturert,
Paäſidium, Fraktionsvorſtände, Aelteſtenausſchuß, interfraktio-
nelle Konferenzen, dies alles arbeitete ſogleich ſo, als ob die
ganz Parlamentsmaſchinerie der Nationalverſammlung ſchon
ſeit Jahren funktionierte. Am dritten Tag konnte die Leſung
der proviſoriſchen Reichsverfaſſung mit einer Rede des Staats
ſekretärs Dr. Preuß begonnen und beendet werden. Die zweite
und dritte Lofung folgen ſofort, und man kann jetzt ſchon ſagen,
daß Deutſchland, wenn nichts ganz Außerordentliches geſchieht.

in wenigen Tagen ſein ſtaatsrechtliches Grund-
geſetz, ſeine verfaſſungsmäßige Vertretung nach außen und
ſein verantwortliches Reichsminiſterium haben wird.

Dieſe raſche und ſichere Arbeit wäre natürlich nicht mög

dung de

auf langjähriger politiſcher un

tariſcher Erfahrung beruhte. Es iſt ſehr billig, nach ultraradi-
kaler Manier über den Parlamentarismus und feine unver-
meidlichen Schattenſeiten zu ſpotten, aber allgemach ſieht jeder-
mann im Deutſchen Reiche ein, daß der Umaufvau beſſer von
erfahrenen Praktikern als von hilſloſen Dilettanten geleiſtet
wird. Unter den Dilettanten mag ſich mancher befinden, der
Ausgezeichnetes leiſten wird, wenn er etwas mehr gelern!
haben wird. Aber für Experimente, die von Anfängern in
der Politik unternommen werden, iſt das Leben des deutſchen
Volkes zu koſtbar.

Nach Annahme der vorläufigen Verfaſſung wird der erft
Präſident der Deutſchen Republik von der Nationalverſammlung
gewählt werden, und es ſteht heute ſchon feſt, daß dieſe Wahl
auf unſeren Genoſſen Ebert fallen wird. Daß die junge
Deutſche Republik einen Mann aus dem Arbeiterſtande, einen
Sozialdemokraten, zu ihren Staatsoberhaupt erwählt, iſt ein
Vorgang von ſinnbildlicher Bodeutung: mit eindringlicher Deut-
lichkeit wird durch ihn gezeigt, daß ein neuer Abſchnitt in der
Geſchichte des deutſchen Volkes begonnen hat. Wir dürfen
hinzufügen, daß ſich die Deutſche Republik in Ebert ein würdiges
Oberhaupt erwählt. Ebert hat nichts, aber auch gar nichts
gemein mit dem rerolutionären Emporkömmling der reaktio-
nären Legende, er iſt wirklich alles anders als ein demagogiſcher
Phroſendreſcher, der von der Gunſt einer volitiſch ungebildeten
leicht betörten Maſſe emporgehoben wird. Die ganze Solidi-
tät, Nüchternheit, aber auch Feſtigkeit und Zielklarheit der
deutſchen Arbeiterbewegung ſpiegelt ſich in ſeinem Weſen wiedet.

das nicht durch äußern Glanz blendet, aber durch Tüchtigkeit,
Rechtſchaffenheit und in keiner Lebenslage verſagendem prak-
tiſchen Verſtand Vertrauen erwirbt. Ebert iſt keine Ausnahme
erſcheinung, er iſt nur der vollendete Typ des deutſchen ſozia
liſtiſchen, in gewerkſchaftlicher und politiſcher Arbeit aufge
wachſenen Arbeiterpolitibers. Jn ſeiner Perſon tritt dir
moderne deutſche Arbeiterbewegung, die deutſche Sozialdemo-
kratie ſelbſt an die Spitze der Republik.

Iſt es einmal ſo weit, ſo werden die Schwicerigkeiten, die
der weiteren Bildung der neuen Zentralgewalt entgegenſtehen,
behoben werden. Dieſe Schwierigkeiten ſind eigentlich nur da-
durch entſtanden, daß die Parteiführer glaubten, in ihren Ver-
handlungen dem Miniſterernennungsrecht des künftigen Reichs
präſidenten vorgreifen zu müſſen. Es wäre jedenfalls richtiger
goweſen, wenn man ſich zunächſt auf die Perſon des Reichs

diſſen erfolgter Wahl vertagt hätte. Jndes, man wird auch
dieſer ierigkeiten Herr worden, weil man ihrer Herr wer
den muß. Auch wenn keine Einigung zuſtande käme, hätte es
noch keine Gefahr, denn dann würde eben der Reichspräſident
das Miniſterium nach eigenem Ermeſſen ernennen, und in der
Nationalverſammlung würde ſich dann kaum ſo raſch eine ge
wiſſenloſe Mehrheit finden, die die Neuerung des Deutſchen
Reiches gleich mit einer Regierungs und Verfaſfungskriſe ein
leiten wollte. Die ſozialdemokratiſche Fraktion hat auf alle
Fälle recht, wenn ſie verlangt, daß die ihr lich zuge
fallene Fühvermiſſion auch bei der Bildunng der neuen Reichs
zentralgewalten klar in Erſcheinung tritt. Sichtbar regiert in
Weimar der Wille, die notwendige Arbeit raſch zu leiſten und

präſidenten geeinigt und alle weiteren Perſonenfragen bis nach
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Schwierigkeiten, die ſich ergeben, auf dem Wege der Verein
barung zu überwinden, bevor ſie ernſten Schaden ſtiften können.
Auch wenn es in einem oder dem andern Punkte nicht ganz
nach unſerem Wunſch und Willen ginge, dürften wir nicht ver-
gefſen, daß nur aus der rechtmäfigen, deutſchen Volksvertretung
heraus und das iſt die Nationalverſammlung in Weimar
ein Neuaufbau unſerer Staatsordnung erfolgen kann. Weimar
iſt die Geburtsſtätte des neuen Deutſchland. Was die erſten
Tage dort gebracht haben, kann unſere Zuverſicht nur ſtärken,
kommen auch ſchiechtere Tage und wie ſollten die ausbleiben

werden wir uns nicht entmutigen laſſen!

Re Reubildung der Regierung.
Das Problem, das bei der Neubildung der Reichsregierung

löſen iſt, liegt für jeden demokratiſch kenden klar: wir
ben in Deutſchland ſeit dem 9. November die volle Demo

kratie, mit der das parlamentariſche Regierungsſyſtem un
trennbar verbunden iſt. Die Wahlen zur Nationalverſamm-
lung en keine abſolute ſozialdemokratiſche Mohrheit ergeben,
wie die Unchbhängige Freiheit in einem lichen Moment ſelbſt
zugeſtand, inſolge der Parteiſpaltung und des innern Haders
der Arbeiterſchaft Nach dieſem Wahlausfall iſt jedenfalls eine
völlige Alleinherrſchaft der Sozialdemokratie, eine Bildung
der u nur aus ihren Reihen nach demokratiſchen
Grunoſätzen nicht möglich.
Von den übrigen Parteien der Nationalverſammlung ver
fügt erſt recht keine allein über die abſolute Mehrheit. Eine
ſolche kann nur durch die Blockbildung mehrerer Parteien ge
ſchaffen werden. Sozialdemokratie und Unabhängige zuſammen
reichen zur Mehrheisbildung auch nicht aus, überdies haben
die Unabhängigen die an ſie gerichtete Anfrage, ob ſie bereit
ſeien, an der kommenden Regierung teilzunehimnen, in brüsker
Weiſe abgelehnt.

Auf der andern Seite iſt eine Blockb. dung der ſämtlichen
vürgerlichen Parteien unter Ausſchaltung der Sozialdemokratie
wohl theoretiſch denkbar, aber prakliſch nicht durchzufähren.
Einmal ſind dazu die ſachlichen Gegenſätze innerhalb des Bürger-
tums ſelber viel zu W ſodann könnte eine ſolche Mohrheits-
bildung nur unter Einſchluß der Konſervativen geſchehen, was
weit über die Kreiſe der Arbeiterſchaft hinaus den äußerſten
Unwillen erregen würde. Die tatſäch iche Macht der Arbeiter
klaſſe iſt ſchließlich viel zu groß, als daß ſie bei einer Regie
rungsbildung einfach ausgeſchaltet werden könnte. Eine Par-
tei, die nahezu 40 Prozent aller Stimnmen erhalten hat und
über 163 Mandate verſügt, kann nicht von einer Koalition
kleiner Gruppen an die Wand gedrückt werden Sollte es ver
ſucht werden, ſo würden die Folgen unadſehbor ſein.

Das ſehen die beſonnenen Elemente unter den Bürgerlichen
auch vollkommen ein. Es b'eibt als einzige Möglichleit einer
Mehrheitsbilbung die Zuſammenarbeit der Soz aldemokratie
mit einer eder mehreren von den bürgerlichen Gruppen. Ein
Bündnis mit den Demokraten erſcheint als das nächſtliegende.
Doch wenn die Sozialdemokratie mit ihnen auch in zahlreichen
politiſchen und kulturellen Fragen zuſam nenarbeiten kann, ſo iſt
doch and rerſeits die ob in ſozialen Dingen ein chriſtlicher
Arbeiterſekretär der Zentrumspartei uns nicht viel näher ſteht
als ein fortſchritt'icher Bankier. Deshalb iſt es duſchaus törecht,
wenn die Freiheit ein Verhandeln mit den Demokralen zur
Not billigt, die Fühlungnahme mit dem Zentrum aber als ein
Verbrechen anſieht. Solange ein Zuſammenarbeiten mit den
Bürgerlichen notwendig iſt, muß die Partei ſich beide Wege
offen halten.

Eine mutmgßliche Miniſterliſte.
Ueber die Zuſammenſetzung der weuen Reichsregierung

wird folgende Miniſtéèrliſte verbreitet: Miniſtrpräſident:
Scheidemann, Vizepräſident: Payer, W
miniſter: Noske (Soz.), Reichsarbeisamt: Bauer (Soz.),
Roichswi tſchaftsamt: Müller (Soz.), Ernährungsamt: RobertSchmidt (Soz Demobilmachumgsamt: Wiſſen (Soz.), Miniſt r

ohne Portefeuille Landsberg (Soz.), Rrichsamt des Jnncern:
Preuß (Dem.), Reichsfincnzamt: Schiffer (Dem.), Miniſter ohne
Portefeuille: Naumann (Dem.) oder Perrſen-Hamburg, Reichs
finanzamt: Müller-Fulda (Ztr.), Reichskolonialamt: Erzberger
(Ztr.), Reichspoſtamt: Stegerwald (Zir.), Reichejuſtizamt: Bell
(Ztr.). Außerholb der Parteikombinat onen bleibt das partei-
neutrale Auswärtige Amt mit Graf Brockdorf-Rantzau.

Hierzu bemerken die P. P N.: Es iſt möglich, daß dicſe
Liſte im wefenilichen zutrifft, aber die Dinge ſind noch länrſt
nicht ſoweit. Die Sozialdemokratie deharrt unbed'ngt ar
ihrem Anſpruch, die Präſidenten der Nationalverſamnlung, des
Reiches und des Reichze miniſteriums zu ſtellen. Sie will im
Miniſterium den beiden bürperlichen Parteien die Hälfte der
Sitze einräumen. Dieſe Baſis der Verſtänndigung iſt noch
bnmer nicht akzeptiert.

Die Fraklionsbeſprechungen.

ſeten Da die an ſich ſchwierine Abgrenzung der Kompete

Gehondelt worden, wie der aller cndern Antracſtellor.

er daran ſelbſt die Schuld.

Die Meldung des Berlirer Taceblattes, daß in der ſoz'al-
demokratiſchen Fraktion ein An rag Kril angenommen wordenr der gern n
(10) Roman von Charles Dickens.

Der Wein war Rotwein geweſen und hatte das Pflaſter der
engen Straße in der Vorſtadt St. Antonie in Paris, wo er ver-oſſen worden war, a Er hatte viele Hände und viele Ge
ſler und viele bloße Füße und viele Holz chuhe gefärkt. Die
Hand des Holzmachers ließ rote Zeichen auf den Scheiten, die er
zjerſögte, zurück: und die Stirn der Frau, die ihr Kind ſäugte, war
gefärbt ron dem alten Fetzen den ſie ſich wieder um den Kopf ge-
wickelt hatte. Die gierig an den Dauben des Faſſes genagt hatten,

tten einen tigerhaften Blutmund; und ein ſo beſchmierter langer
uſtgmacher, deſſen Kopf mehr außerhalb eines langen ſchmutzigen

Sackes von einer Nuchtmütte ſaß. als darin malte mit ſeinem in die
ſchmutzigen Weinhefen getauchten Finger an eine Wand Blut.

Die Zeit war im Anzuge, wo auch dieſer Wein auf dem Pfla-
der verſpritzt werden und ſeire Flecke manchen Stein röten ſellten.

Und jetzt, wo ſich das Düſter wieder über St. Antoine ſammelte,
das ein raſch vorüherfagender Sonnenſchein von ſeinem heiligen
Heſiht verjagt hatte wurde die Finſternis gar ſchwer und Kälte,
Schmutz, Krankheit, Unwiſtenheit und Mangel waren die Kammer
herren, die den hohen Heiligen bedienten lauter Edelleute von
großer vornehmlich aber der letztgenannte. Muſterſtücke
von einem Volke das üch ein ſchreckliches Mahlen und wieder
Mahlen in der Anhte hatte r laſſen, aber gewiß nicht in der
märchenhaften Mühle, die Alte wieder zu Jungen macht, ſtanden
vor Froſt ſchüttelnd in jeder Ecke, gingen in ſedem Torweg aus undein. dahen aus jedem Fenſter heraus, flatterren in jedem Lumpen

kleid, das der Wind in Bewegung ſetzte. Die Mühle, die ſie zu
gewahlen hatte. war die Mühle, die junge Leute alt

mahlt; die Kinder hatter alt Geſichter und ernſte Stimmen, und
den der Erwachſenen und tief n jederdes Aliers war das Wort Hunger zu leſen. herrſchte

r

en

vor. r ragte aus den hohen Häuſern hervor in denet

fer, daß der Miniſterpräſſdentenpoſten nicht mit e'nem i ar
domokraten beſetzt werden ſoll, iſt Es handelt ſh um
einen Antrag Kamann, der vor einigen Tagen erö tert wurde
und dakinging, falls die Korlitionsb dung gegen en ſprechende
andere Zugeſtändniſſe nicht zu erreichen ſei, den bürgerlichen
Parteien ein n der drei lel'enden Poſten zu überlaſſen. Dabei
eigte len eine gewiſſe Einigung dahin, daß die r
ichen teien den Poſten des niſt enen erhalten

ſollten, ſpäter S v ſelbſt bürgerliche rdnete den Ein
wand, daß es nicht anginge, ein n ſozialdemokratiſchen Reichs
räſidenten und einen bürgerlichen Miniſterpräſidenten einzu

noch durch die Konkur enz der Parteien erſchwert werden müße,
ſo ſtzte ſich allgemein die Ueberzeuguns durch, daß das Rei
präſidium und Miniſterpräſidium den Sozialdemokraten pt e
müſſe. Demokraten und chriſtliche Vorkspartei werfen deshalb
wieder die auf, ob nicht Dr. David zurückt eiten könne,
damit eines ihrer Mitglicder Präſident der Nationalverſamm
lung würde. Das lehnt aber die Sqzialdemokre?ie ganz ent
ſchieden cb und ohne einen der drei leitenden Poſten zu er
halten wollen Demokraten und Zentrum die ition nicht
abſch'ießen. Auf dieſem Punkte ſtehen die Verhandlungen noch
immer; die Entſcheidung iſt noch nicht gefallen.

Aus der ſozialdemokratiſchen Fraktion.
Die ſozia' demokratiſche Frakt'on der Nationalverſamm lung

entſendet in den S niorenkonvent die Abgeordneten Fiſcher,
Mellenbuhr, Löbe, Dovid, Hermenn Müller, niz; an
ſtelle David wird im Falle ſiner Wahl zum Präſidenten ein
Erſatzmamn treten. Jn die Wahlprüfungs iſſion entſandt:
Richard Fiſcher, Stücklen. Schnidt-Meißen, Reißhaus, Andre-
Würzburg und Frau Bohm-Schuüch.

Tagesgeſchihte.

Keine Paußverwelgerung.
Die Organe der Unabhängigen hetzen neuerdings gegen die

r Rogçierung mit der Vehauptung, daß dem Rechts
anwalt Theodor Liebdnecht, dem Bruder Karl Lieblnochts, die
Ausſtellung eines Paſſes nach der Schweiz verweigert
worden ſei

Dieſe Paßverweigerung ſchrumpfte ſchließlich in der Dar
re q. dieſer B'iötter zuſammen zu einer Verzögerung der

ucſtellung des Paſſes.
Um dieſe Behaup ungen endgültig tot zu ſchlegen,

ſtellt das Aucwärtige Amt ſeſt, daß Liebknechts Antrag
weſentlich ſpäter eingegangen ſei, als die Anrtröge
der ondern Delegie ten zum Berner Sozialiſtenkongreß. Von
dem Auswärtigen Amte ſei der An rag Lieddnechts genga ſo

Wenn
L'eblnecht zu ſpät in den Beſitz des Poſſes gelang ſri, ſo t ger

Außerdem leg die Fert'-
ſtellung des Paſſes n'cht allein in den Händen des
Amtes, ſondern auch de rinſch'ägigen ſchweieriſchen Behörden
hatten ſich mit der Angelegenheit zu beſchäftigen. Dieſe Feſt
ſtollungen werden allerdings den Unabhängigen kaum Anlaß
bielen, endlich eimmal der Wahrheit die Ehre zu geben.

Höhere Rationen [ür landwirtſcha'tliche Arbeiter.
Eine vom Reichsernährungsamt angeordnete Erhöhung

der Selbſtrerſorgungsration für landwirtſchaftliche Arbeiter iſt
in manchen Kreiſen vielfech mifgedeutet worden. Man hat
ſich dahin geäufert, daß die Erhöhung dieſer Rationen mit der
Nah uncem ttellag des Reiches nicht zu vereinbaren ſei. Wie
wör nunmehr vernehmen, iſt dieſe Anordnung eine Art Not
Moaßregel. Vekoanntlich fehlt es in der Landwirtſchaft ar Ar-
beitern. Es mußten Wege geſucht werden, um die Ab igung
der ſtäd'iſchen Arbeiter, gufs Lond zu gehen und dort dem
Mangel an Kräften abzuhelfen, nach Mäylichkeit entgegenzu
wirken. Jn dieſem Sinne iſt die Maßnahme des Rrichsernäh-
rungsamtes zu Vetrachten.

Die Lage in den Kohlerev'eren.
Die Nochricht von der Borndinung des Bergarbeiterſteriks

in Lberſchleſien berochtigt leider nicht zu der Hof nung daß ſich
nunmehr die Kohlen verſorgung Dutſchlands alsba.d beſſern
wird. Die durch die umſagreiche Abgabe von Lokomotiven an
die Entente hervorgeruſenen LTransver ſchw'e igkeiten mechen
n in allen Kohlenrerierecn immer ihr fühſbar. Dies zeinen
olgende Zahlen aus den beiden größ len Steinkohlenrevieren:

während am Montea, den 3. d. Mts. im rheiniſchweſtföliſchen
Bozirke die Elſerbehnweogenceſtellung, die im Vergleiche zur
letzten Woche günſtige Z'ffern ron 18 160 Wagen au'wies, iſt
e im Laufe der Woche bis auf 13 550 am Freiten, den 7. d.
Mts. urückgenangen; in Oorſchleſien iſt ein Abnahrne von
4563 El ſenbahnvagen am Montag auf 3897 am Freitag zu
vergeichnen. T günſtigen Zeiten während dis Krifoos kboben
die Wegengeſttſneaettern für Roſtfolen 25 000, für Ober

ucrvä. t' gen

ſchleßſon etwa 12 900 Wagen täglich betranen. Ausſicht auf

da dige Beſſerung det Transportverhäſtniſſe beſteht zurzei
noch nicht.

Die Lage an der Voſeerkante.

In Bremen herrſcht abſolute Ruhe. Die Beſ'itzung iſt
durchgeführt und ſchrritet Elbe abwärts vorwärs. Briner-
haven iſt lamp los et Jn Bremerhapen wird gencu wie
in Bremen im Sinne der Regie ung Ruhe und O.dnung Ce

t. Auch die nde in Ja r er ihrer Kküärung
entgegen, und es ſteht zu erwarten, daß auch hier baſd Ruhe
und Ordnung geſchaffen ſein werden. Dies iſt im Hinblick auf
die Sicherung der in Ausſicht geſtellten Lobensmitteltransporte
der Entente ſehr zu begrüßen.

das Verſammlungsweſen im beſetzten Gebiet.

Seitdem die Enten et en die deutſchen Gebiete links
des Rheins örſetzt haben, iſt jede Verſammlungstätigkeit der
Partei und der Gewerlſchaf.en ſo gut wie unterbunden. Jns-
beſond re die gewert chaſtliche A beit hat unter den Zwoens
mcßnahmen der Franzoſen und Engländer ſehr gelitten. Es
wurde nicht nur die Einfuhr von Gewe kſchaſtcblättern nech
den bezeichneten Gebieten verboten, die Entente ging ſogar
dazu über. mifliebige Arbeiterführer der Gewerkſchaft ſowohl
wie der Partei kurzerhand auszuwriſen. Jn verſchiedenen

rin mit elner !cbhaſter Gewerkſchaftebewegung hat man
ſodann zu den Aushüfsmit'el gegriffen. mit Genchinigung der
Beſatzunt re rden gewer ſchaſtl'che Mittei'ungsblätter he aus
zug en. di W rotr Verwaltungsmitteilungen enthal!en
durften. Seitdem ſin die Gew'rkſchaftsleitungen ununter-
brochen tätig geweſen. um der Entente ein Entgegenkom nen
auf dem Gebiete des Ver'ammlungsweſens abzuhendeln. Döſe
Bemühungen ſind jetzt inſofern von Erfolg geweren, als in einer
Reihe von Ortſchaf'en die Beſatungsbbörder den dortigen
Gewerkſchaften die Abhaltung einer Verſammlung in jedem
Vierteliahre bewilligt haben.

Wie uns aus dem beſehten Gebiete ferner mitgeteiſt wird,
ſind d'e Nachrichten von einer günſtig ren Geſtaltung der
Lobenemitelrerhöltniſſe in den beſetzten Gebieten mit grofer
Vorſßſcht eufturohmen. Nach den uns zugegangenen Me'dungen
hat in einzelnen Gernden die Fottverſorgung ſo aut wie
u hört. Die Milchverſorgung hat mit erheblichen Schwierig
keiten zu rechnen.

Hurze Rachrichten.
Eine deutſche Note an die Entente. Die Regierung hat auf

die on ſie von der Entente gerichtete Note. die volniſche Frage
be'reffend. mit eirer Note geantwortet. in der der deutſche Stand-
prnkft dargelegt wird und der Ententekommiſſion die Durchrei'e
durch Dentſ“lend iugeſichert wird.

Die Zrſemmerſehung der Nationalverſammlung. Der Na-
tionalrerſamwlung gehören 138 Mitglieder des alten Reichstages
an. Genau 36 der Witalieder der Nationalverſammlung ſind
neue Mönner. darunter ſind jedoch eine Anzahl von Abgeordneten,
die kereits im früheren Reichetage ſaßen und die nur der letzten
Legislotrrperiede nicht argehörten.

Rücktritt der Sozigliſierungskommiſſion. Wie glaubhaft ver-
lautet. hat die Sozialiſierungskommiſſion ihre Mandate der Re
gierung zur Verfügung geſtellt

Streik der Leipzicer Beamten. Leipzigs Poliziſten und Feuer-
wehrleute ſind wegen Gehaltsforderungen in den Ausſtand ge
treten

Eiſenbahnerſtreik. Weren eines Ei'enbahnerſtreiks in Marien-
burg iſt der Bahnverkehr Berlin-- Königsberg unterbrochen.

Die Lage in Poſen. Schneidemühl. Die Polen haben
an der Front zwiſchen Schneidemſihl und Thorn mit Artillerie
tät'gkeit eirgeſezt. Sie konzentrieren ihre Hanvtkräfte zwiſchen
Schubin und Brapibera. Jhre Hauvtkräfte machen den Verſuch
eines Dyrchhruches nach Weſtpreußen.

In Ru*land erließ der Rat der Volksbeauftragten einen Auf-
'ruf im Hinblicke orf Liebfnechts Tod indem er auffordert, die An-
ſtrengungen zum Einmarſch in Deutſchland und zur Vereinigung
mit den e Syvartakiſten zu verdoppeln. Die Zeitungen ſind
mit Traperrand erſchienen

Lebensmittelwucher in Frankreich. Einer Pariſer Meldung
zufolge will der franzöſiſche Juſtizminiſter der Kammer eine eilige
r unterkreiten zur Steuerung und Unterbindung
des Lebensmittelwuchers in Frankreich.

rr-—m-mum—m=-=d r mcqacda—dQ

Internationale und Völ'erbund.
Der Jnterrationale in Bern gebührt das Verdienſt, ars

erſte Vertretung der Geſellſchaft der Natio-
nen ſich auf den Boden des Völkerbundes und damit der
praktiſchen Verwirklichung des Weltfriedens geſtellt zu haben.
Freilich vertritt die Berner Konferenz nicht die Nationen in
ihrer Geſam'beit. ſondern nur eine Klaſſe aus jeder Nation,
die freiſich mehr und mehr im Boar ff iſt. die ausſch'aggebende
zu werden, die Arß ijterkiaſſe Jndem die Vertretung der
intornatiorolen Arbeiterſchaft als erſte an die praktiſche Ver-
wir Jichung des dauernden Welfriedens reht. beweiſt ſie wieder-

gen: Hunger war in di Höufer ſelbſt mit Stroh und Lumpen und
Holz und Papier geflickt, Hunger wiederholte jedes Stückchen des
Bettelreſtes Brennvolz. das der Holzmacher zerſägte. Hunger ſtierte
hernieder von den rarchleſen Schornſteinen and ſprang empor von
der ſchmutzigen Straße, unter deren Kehricht ſich kein Affall von
etwas hborem befard Hugger war die Firma des Bäckerladens.
niedergeſchrieben in jedem kleinen Laib ſeines kärglichen Vorrats
von ſchlech'em Brot und in dem Wurſtladen von jeder JZubereitung
von Hundefleiſch. das zum Verkauf ausgeboten ward. Der Hunger
klapperte wit einen durren Knochen unter den Kaſtanien, die in
dem Blechzrlinder gerſtet wurden, Hunger wurde in kleine Tein-
chen in jeden Treiereller Suppe. in winzigen Karteffelſtückchen,
geröſtet von ein paar wriderwilligen Tropfen Oel, hinein-
geſchni ten.

Seine Heiwat war in allen Dingen für ihn geeignet. Eine
enge, krumme Stroße, voll ekelhaften Schmutzes und KGeſtanks.
von der andere eyge, krumme Straßen ausl efen, alle bevölkert
von Lumpen und Nach'mntßen und elle nach Lumpen und Racht
müitzen riechend. und alle ſekhtberen Dinge von e'nem unheim'ich
hrütenden Ausſehen. das Unheil ahnen lleß Jn der abgehetten
Wiene des Volks lauerte noch ein Raubtiergedanke auf die Mösg
lichteit, ſich gegen den Verfolger zu ſtellen. Obgleich die
Leute gedrückt und gedewütigt waren fehlte es doch anch vickt

Der Wein'chank lag an einer Ecke und war ſeinem äußeren
Anſehen und ſeinen Gäſten nach beſſer als die meiſten andern,
und der Herr des Mein'chanks ſtand in gelber Weſte und grünen
Beinkleidern vor ſeiner Thür und ſah dem Kämpfen um den ver-
ſchütteten Wein zu. „'s iſt nicht mefne Sache ſagte er zuletzt mit
einem Ackſelzucken. „Die Leute vom Markt haben's verſchüttet,.
Sie mögen e'n anderes Faß bringen.“

Tetzt fielen ſeine Augen zufollig auf den langen Luſtigmacher,
der ſeinen Spaß an die Wand ſchrieß. und er rief ihm über die
Straße zu: „Heda Gaſpard. was machſt du da

Der Burſche wies mit prahleriſcher Bedentſamkeit, wie es
Leyte ſeines Gelichters oft machen. auf ſe'nen W'tz. Aber er ver
fehlte ſein Ziel und wachte gar keinen Eindruck. wie es ebenfalls

oft Leyten ſeines Gelichters geht
„Was ſoll das heißen? Biſt du ein Kandidat für Jrren-

haus?“ ſage der Weinwirt, indem er auf die ardere Se'te der
Straße g'ng und den Witz wit einer Hendvoll Straß'en'chlemm,

e erich. re u auf offener Straße t es keinenandern Ort. um ſolche Morte u ſchreiben ke?“
Während er ſo ſrrach, ließ er ſeine andere, reine Hand (viel

leicht zufällig. vielleicht nicht) auf das Herz des Spraßmachers
fallen. Der Sraßmacher ſchlug mit ſeiner Hand darauf. machtean feurigen Aucen unter ihnen: noch an zuſammengenreßten

Lippen. weiß von dem, was ſie n'ederdrückten: oder an Stirnen,
mit langen Runzeln, ähnlich den Galgenſtricken, von denen ſie
träumten, als Dulder oder als Rächer.

Die Zeit war im Anmznge, wo die abgezebrten Voge'ſch
dieſer Region dem Laterrenwann in ihrem Nichts nn vnd ihrem
Hunger ſo lange angeſehen ba ten. daß ſie auf den Fedank n
kamen, ſe ne Methode zu verbe“ern und an dieſen
Flaſchen zigen Menſchenkinder hingufwwinden, um ein
Licht auf die Finſternis ihres Zuftandes zu ger
kommen war die Zeit noch nicht. und jeder Wind ber Fran
reich wehte, ſetzte vergebens Lumren der in
Bewegung: denn die Vögel, gar ſchön von Feſang und Ge
lichen ſich nicht warnen.

Stricken vnd

e nen hurtigen Luft prung und kam wieder auf d'e Beine in einer
phantcſtiſchen Tönrerſtellung, den einen ſeiner Schuhe. den er berm
Spr vom Fuße geſchlendert, in der Hand und vor ſich aus
e haltend Unter dieſen Umſtänden nahm er ſich wie ein

Spaßmacher von äußerſt, um nicht zu ſagen grauſam, pradtiſchem
Chbaragk'ier aus.

„Ziehe ihn wieder an, ziehe ihn wieder an“ ſage der andere.
„Renne Wein, Weg und moche der Sache ein Ende.“ Mit dieſemNat wiſchte er ſich ſeine ſchmutige Hand auf dem Aermel des So

machers ah ganz g ertigt war. da er ſich die Han d

hatte und ging dann wieder über diekm tnund trat in die Weinſchenke.
Gortletzung jolgt.)
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Vollſt.cherin der g. oßen Kulturgedanken und Kuliurideale iſt.Aber in d n der erenz, die ſanſt
Bevölkerungsklaſſe aller Länder zu vertreten, liegi gleichzeitigihre Schwäche Die ich eteſt iſt wohl im Bäegriff, die
herrſchende zu werden, cbet ſie iſt es bei weitem noch nicht
über Nur in Rußland und Deutſchland hat ſie eine wirk
liche r dal eſtelluns erlangt, in Frankreich, England, Jta
lien und Amerika iſt ihr Ar eil an der Regierung noch

Deshalb können die Beſchlüſſe der deutſchen oder ru
zialdemokratie ſehr viel ſagen für die Haltung der deut

n oder ruſſiſchen Regicrung, für die weſteuropäiſchen Staaten
aber bleibt es ſehr zweifelhaft, ob die Stellungnahme ihrer
Arbeiterparteien auf die Haltung der Regierungen von weſent
lichem inuß ſein werden.

Was n herau beitet wurde, iſt der wirkliche
echte Gedanken des Völkerbundes gemäß den Grundgedanken
der Georochtigkeit und Menſchlichteit ohne alle imperialiſtiſche
Verzerrung. Wird er in dieſer Form zur Tat, ſo bedeutet er
die Erlöſung der Welt. Aber gerade deshalb iſt zweiſelhaft,
mehr als zweifelhaft, ob der Beſchluß der Berner Konferenz
von den Regierungen unverfälſcht anerkannt werden wird, deren
Ziel es iſt, den militäriſchen Sieg in politiſchen und wirt-
ſchaftlichen Raub umünzen.

Die von Miſtral eingebrachte Reſolution, die gegen
eine Stimme angenommen wird, hat folgenden Wortlaut:

1. Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker.
2. Jn umſtrittenen Gebieten Entſcheidungen über ihre Zu

keit durch Volksbeſtimmung unter Aufſicht des Völler
Z. Das Recht der Nationen wird geſichert durch ein vom

Kern nde ausgearbeitetes und verbürgtes Mindeſtmaß von
Rechten.

4. Bei Neubildung von Staaten oder Neuangliederung von
ſchon beſtehenden Staaten Sicherung ihrer wirtſchaftlichen und
Lebensintereſſen auf Handel und Verkehr.

5. Grenzabänder auf Wu von Völkern oder
Volksteilen noch vorber r Volksbeſt ng und Entſchei
dung des Völkerbundes.

6. Schuß der Bevölkerung von abhängen Gebioeten, Kolo
nien und Schutzgobinten und Schaffung von Einrichtungen,
welche deren eingeborene Bevölkerung möglichſt raſch zur ſtcat
lichen Selbſtbeſtimmung entwickeln.

Die Konferenz widerſpricht jedem Verſuch, dieſe Grund
ſätze zu verfälſchen und verwirft deshalb

1. das Recht des Siegers auf Beute und alle Bündnisver-
trige, welche v geſtatten, für ſeinen Eintritt in den
u einen ietszuwachs auf Koſten fremder Völker zu

ſuchen;2. die r fesung von Grenzen nach ſtrategiſchen Gcſichts
punkten;

3. gewaltſame oder verſchleierte Annexionen auf Grund ſo
amter biſtoriſcher Anſprüche oder angeblicher wirt-

chaftſicher Notwendigkeiten;
4. Schaffung von vollendeten Tatſochen durch vorgreifende

Beſetzung ſtrittiger Gebiete mit Hoeresmecht;
5. Schaffung von Gebicten wirtſchaſt'ichen Einfruſſos.

Die von der Berner Konferenz angenommene Reſolution
begnügt ſich nicht mit ein paar glatter Fragen über Sclhſt
beſtimmumgsrecht der Völker, ſondern ſie verwirft nachdrücklich
auch alle jene Metheden, die zur Verſchleierung des Beu'e
machens vom Sieger angewendet werden. als da Fad die Feſt
r von Grenzen nach ſtrategiſchen Geſich“spunk'en, hiſtori

en Anſprüchen oder oncbl'chen wirtſchaftlichen Notwendig
keiten. Wie wir den Ententeimperigſismus kennen, wird er
keineswegs gewillt ſein, aus purem Jdealismus oder um der
ſchönen Augen der Sozialiſt n wiöllen, die ihrn ſchon ſſcher
ſcheinende Beute fahren zu laſſen. Das Gebahren der Fren-
zoſen in ElſaßLothringen beweiſt ſchon heute, daß die Re
gierung Chemenceaus von wirklicher Solbſtheſtimmung und
Lolkrabſtimmung nichts wiſſen will; eberſo verlangen die
Tſchechen die deutſchen Gebiete Böhmens auf Grund an ebichen
„hiſtoriſchen“ Rechtes, die Polen verlangen Danzig auf Grund
angeblicher wirtſchaftlicher Notwendigeien: ähnlich ſind die
Anſprüche Jtaſiens auf die da'wetiniſche Küſt- zu bowerten.
Von den Abſichten der franzöſiſchen Jmperialiſten auf dase und das linke Rheinuſer ganz zu ſchweigen. Die
Ententetegierungen haben bisher noch nicht gerade die Abſicht
bekundet, alle dieſe Frager nech den von der Berner Konferenz
aufgeſtellten Grundſätzen zu löſen, und es muß bei der Loge
der Dinge als ein gros Glück bezeſchnet werden. wenn wenig-
ſtens ein Teil dieſer Probleme nach den Grundſätzen der Ge
rechtiokeit behondelt würden.

Noch dem Verſauf der Borner Verfondlungen zweifeſn
wir nicht, doß unſere Genoſſen in den En'entcländern e
ganze Kraft daſür einſetzen werden, die Haltung ihrer Regie-
rungen im Sinne der Berner Entſchließung zu breinflußen. Aber
wir müſſen berechtigten Zweifel beren, ob ihre Kraft ausreichen
wird, dem ſiegestrunkenen Amperielisnus in den Arm zu fallen.
Was wir bisher erlebt boben, kann uns in dirſer Boehung
nicht ermutigen und beſtätigt vollauf die Voransſage, die die
ſage Sozialdemokratie während des ganzen Krieges geſtellt

Bern wird in Verſo“lles nicht ſiegen und die Chance, doß
es auf dem künftigen allgemeinen Friedenskongreß ſiegt, iſt
koum größer, dennoch wird die Berner Reſo'rion für die
Weltgeſchichte mehr bedeuten als ein toter Fesen Popier. Die
Berwer Beſchlüſſe werden der Prüfſtein für die Beſchlüſſe der
Friedenskonſeremz ſein, an den Berner Beſchüſſen wird das
Gerechtigkeitenefühl der V r meſſen. wie weit Menſchſiſhkrit
und Vernunft wie weit Eroberung hier geſot hat. Neohben
den Beſchlüſſen der Friedenskonſerenz wird die Berrer Roſolu-
tion als unerbittliche Anklöger ſtehen. e wird anklagen, bis ihre
Klage Erhörug und Gerechtigkeit gefunden hat.

der vierte Zog der internationglen 60pghſten-

konferenz zu Bern

(Drahtbericht unſeres eigenen Korreſpondenten.)
Bern 6. Februar. Am Donnerstag vormittag ſind die Ver

treter der ruſſiſchen Sozialrevolvtionäre eingetroffen. worunter
Romanow. Hender'on gibt eine engliſche Reſolution bekannt
und fordert, daß der Konferenzzwang fortgeſeßt werden müſſe inging er d Pariſer Kenferenz. balb ſollte man hier
Ane andigeſu Del-gier en aus inkreichderſoſnt Waah e Hiee
wachen notwendige eranet für rollen Wieder
aufban Internationale leiſten. Re antragt den

r r r n ana der ne h e

ſei, habe auch niemand gewußt, daß uns daraus die mächtige inter-
nationale Bewegung des Chr ſtentums emporwahſen würde. Men
könne voller Hoffnung in die Zukunft blicken und müſſe dieſen
Cedanken des Völkerbundes lebendig machen. Der Frieden dürfe
nicht d. ktiert werden. Der Völkerbund müſſe von den Völkern

loſſen werden.
Es ſprachen noch Hermann Müller-Deutſchland, Hender-

ſonEngland, Frank Bone-Amerika, Renaudel- Frankreich und
Suysmans.

Wibaut weiſt in einem kurzen Schlußwort darauf b'n, daß
nach der Reſolution die Liga der Nationen ein Bund der
Völker ſein ſoll. Er weiſt auf die Wichtigke t der Lebens
mitts verſorguns und Rohſtoffbeſchafſſung für alle Länder hin.

Am Donnerstag nachmittag beſchloß das Vureau, die Grütli-
aner und Pone Amerika für diesmgi' nicht zuzulaſſen. Die Kon-ferenz ſoll bis Sonntag abend et da ſonſt die Arbeiten nicht
zu erledigen ſind. MiſtralFkankreich gibt den Brricht der
Konferenz über die Territorialfragen: Der Frieden muß
die Vefreiung der unterdrückten Nationalitäten bringen. Jn der
Sozialiſtiſchen Geſellſchaft wird die Nationalitätenſfrage keine
Frage mehr ſein. Die Kommiſſien hat die Reſolution einſtimmig
angenommen. Sie ſagt, daß die Nat onalitätenfrage internatio-
nale Bedeutung habe. Sie verlangt das Selbſtbeitimm ungerecht
für die Velter und die Entſcheid arg durch Abſtimmung vuter
Kontrolle des Völkerbundes, ſowie den Schutz der Minderheiten,
Handels und Verkehrsverträge ſowie Grenzänderungen können
nur nach Abſtimmung durch die Betroffenen vorgenommen werden.
S'e verlangt den Schutz der Eingeborenen in den Kolonien. Die
Konferenz verwirft das Recht auf Beute für den Sieger und ver
wirft den militäriſchen Greneſchutz und die Fe' ſetzung der Grenzen
ihre ſogenannten hiſtoriſchen Rechles oder ökonomiſcher Ein

ußſphäre.

miſſion beraten.
Die Kommiſſion über die Territorialfragen fordert die Ver

treter der verſchiedenen Länder auf, ſich über die Stre'tſrage zu
rerſtändicen. Die deutſche Mehrhe't und die Unghh“ngigen haben
ſich dargufhin einſtimmig mit den Dänen über folgen c Erklärung
zu der Nordſchleswig-Fraoe geeinigt:

Die deutſchen und däniſchen Delecierten erklären überein-
ſtimmend, daß die neue däniſch deutſche Grenze nicht nach dem
Rechte der Gewalt. ſondern nach dem RNech'e der Selbſtbeſt'm-
mung der von der Aenderung betroffenen Bevölkerung zu löſen
iſt, alſo durch eine Volksab''immung. Dieſe Abſtimmung iſt für
drei Gebiete ge'ondert vorzunehmen:

gelegenen, überwiegend däniſch ſprechenden, bisher überwiegend
deutſch geſinnten etwa acht bis zehn Gemeinden, 3. für die
Stadt Flensburg, wenn mindeſtens ein Viertel der wahlfähigen
Bevöl'erung die Abſt mmung fordert.

Die ſub 2. bezeichneten Gemeinden ſtimmen jede für ſich
geſondert ab. Die Vorbereitung und die Vornahme der Ab-
ſtimmungen müſſen in voller Fre'heit erfolgen. Die Abſtim-
wungen ſollen, vm unbreinflußt von augenblicklichen Strömungen
zu ſein. erſt nach e'ner gewiſſen Zeit vorgenommen werden.

Die Grenze iſt in einer Weiſe zu ziehen, die Enklaven aus-
chliekt Nationalen Minderheiten werden in beiden Stagten
ie gleichen nationalen Rechte verhbürgt. Die volle Fre'heit der

Abſtimmung ſoll durch den Völkerbund garantiert werden.
Wenn dieſer bei der Abſtimmung noch nicht zuſtandegekommen
iſt. dann ſollen durch eine neutrale Kommiſſion und durch den
Völkerbund die Rechte der nat'onalen Minderheit garantiert und
kontroll'ert werden.

Werden die in der Reſolution der Deutſchen und Dänen
niedergelegten Prinzivien vraktiſch durchgeführt. dann iſt zu hoffen,
daß das deutich-däniſche Beiſriel von den anderen Deleggtionen
in ſtrittigen Fragen bald nachgeahmt werd.

e S

enues in Pruvhnzeles
Halle. 11. Februar 1919,

Wlederauſbau des Wirtſcha tslebens im deutſchen Relche.

Ueber dieſes Thema ſprach geſtern abend in einer vom Ge
werkſchafiskortell einberufenen Verſammlung im Volkspark Herr
Prof. Dr. Waentig- Halle. Er führte u a. folgendes aus:
Um die Möglichkeit des Wiederaufbaues ins Auge zu faſen,
müſſen wir das Wirtſchaftsleben vor dem Kriege prüfen. Unſere
Ernährung war aufgebaut guf der Zufuhr aus dem Auslande,

unſeres Lebenswittelbedarfs mußten wir von dort be
ziehen. Als der Krieg kam, mußte das Wirtſchaftsleben völlig
umgeſtellt werden, da ja d'e Zufuhr von außen unterbunden war.
Heute kaben wir überhaupt kein einheitliches Wirtſchaftsſuſtem
mehr. Wir haben nur das Syſtem der Zerſplitterung. Dieſer
Zuſtand iſt verhängnisvoll und darf nicht weiter beſtehen. Das
Schlagwort der jetzigen Zeit iſt „Sozialiſierung“. Das
deutſche Wirtſchaftsleben iſt krank und mit Schlogworten und
Prinzipien kann man keinen Kranken heilen. Das kommuniſtiſ e
Syſtem. wie es in Rußland durchgeführt wird. kann bei uns nißt
engewandt werden. denn unſere Volkswirt' chaſt iſt von der ruſſi
ſchen we't verſchieden. Unſere Landwirtſchaft kann beſtens
40 Mill. Menſchen ernähren, wir können alſo keinen obgeſchloſenen
Aararſtagt bilden. Auch eine Rötkkehr zur früheren kav'taliſtiſchen
Wirt'chaft iſt nicht möglich. Wir haben während des Krieges
unfere Märkte verloren. England, Amerika und Japan haben
ſich dieſelben angeeignèt und den Fortbeſtend dieſer im Kriege
ange?nüpften Handelsbeziehungen durch langjährige Verträge ge
ſichert. Rohſtoffe und Lebensmittel müßten wir von pnſeren
Gegnern beziehen. Womit ſollen wir ſie bezahlen? Unſere Volu'a
iſt ſtark geſunken. infolge der geſteiger“en Löhne ſind die Pro
duktionsko“'en geſtiegen, ouf dem Weltwarkt ſind wir nicht mehrkonkurrenzföh'g. Es bliebe nun der Ver'nuch. einen e
Hondelsſtagt zu organiſieren. Da uns jedoch die Rohſtoffe fehlen,
wſrden wir dann zur primitivſten Form der Bedürfnisdeckung
gelangen.

Mit der Verſtaatlichung der Betriebe müſſen wir warten bis
nech Friedenschluß. ſonſt ſteht die Gefahr. daß die Entente
mächte dieſe BVetriede als Pfand r die an zahſenden Entſchadi
gingen wit Beſchleg belegt. Eine Br ſtellung der Ar l'er durch
Lohnerhöhnng tritt nicht ein. da erhähte Fahne nicht Vermirde-
tung der Reyte, ſondern Steigerurg der Preiſe nach ſich wehen
und infolgedeſſen Vertenerung der Lebens bedingungen Belchnei-dung der Kapitalrente durch Gewinnanteil der Arbeiter iſt auch

W daß die Arbelterkkaſſe und dieſe allein die Trägerin und f macht worden. Als im Stalle zu Velhlehem das Kiadkein geboren nur

1. für das geſchloſſeneSrachaebiet Nord'chleswigs. 2. für d'e ſüdlich dieſes Gebietes

eine ſcheinbar gute Löung, denn der grädte Teil der Rente
wurde wieder in Aeugrün bungen angelegt und damit erqhöhte
Arbeitsmöglichkeö ten geſchaffen. Das nähere Ziel der Soziali-
ſßerung iſt, daß Unter ehmer und Arbeiter ihr Augenmerk darauf
riä,ten, die Produkt. on baldigſt in Gang zu bringen, Produktion
und Verteilung o rationell und ſo billig wie möglich zu geſtalten
und durch Ausbau des Finanziytems, in bezug auf Beſteuerung
uſw. einen Ausgleich herbeizuführen. Das fernexe Ziel iſt ſyſte
matiſche Sozialiſierung der dafür reiſen Betriebe. Wir
dabei nicht ſchemati, ch verfahren und müſſen im Rahmen der
internationalen Weltwir ſchaſt bleiben. Auf den Weltmarkt
können und dürfen wir nicht verz.chten. Sozialismus iſt Beſeiti
gung der Klaſſengegenſätze. Sozialiſierung ſoll nicht nur im
vntereſſe einer Klaſſe, ſondern im Jntereſſe des ganzen Volkes,
der Rot on erſolgen,. Dieſes Beſtreben kommt auch bei den
Führern der deutſchen Sozialdemokratie, Ebert, David uſw. zum
Ausdruck. Der Arbeiter ſoll ſich bei Beurteilung der Frage der
Sozialiſierung nicht nur vom eigenen Jntereſſe, ſondern auch vom
Intereſſe des Geſamtwohles leiten laſſen. Laſſen wir uns bei der
Sozialiſierung vom nalionalen Cedanken beſcimmen, ſo verw ri
lichen wir das ideale Ziel der Sozialiſterung. die wirtſchaftliche
Hebung des geſamten deutſchen Voltes! (Lebhafter Veifall

Jn der nun folgenden Diskuſſion vertrat Herr Bock den
Standpunkt der U. S, P. Seine Ausführungen waren recht zahmund auch akzeptabel, er lehnte aleichalls d.e Uebertragung
der ruſſiſchen Methode auf Deutſchland ab, ebenſo
auch die lokalen Sozialiſierungsverſuche, die wohl
wenigen Arbeitern im Augenblick Vorteile brächten, aber der
Arbei erklaſſe als ganzes nichts nützten, ſondern ſchadeten und mit
Sozialismus nechts gemein hätten. Genau ſo, wie wir Mehr
heirsſogialiſten es ſagen, nur mit dem Unterſchiede, daß wir es
offen und ehrlich tun, während die Unobhängigen angeſichts der
janatiſierten Maſſen anders reden und ihnen nur in lichten
Momenten mal die Wahrheit entſchlüpſt, zu der öffentl.ch zu ſtehen
ſie nicht den Mut haben. Natürlich verlangte Vock aber die ſo
forkige Sozialiſierung von allem, nicht etwa, weil die Vorbe-
dingungen reſtlos erfüllt ſeien, ſondern weil wir jetzt die Ragt
hätten. Wir ſagen dagegen, es genügt nicht, daß man die Macht
hat, das Wichtigſte iſt, daß man mit ihr umzugehen verſteht, und

Vock ſprach Gen. Wagner, der beſonderen Wert z das inter
Der nä

führungen, die in die Tiefe gingen und von dem, was aus
geführt hatte und nicht n war, nicht viel übrig
tiießen, fanden lebhaften Beifall. Jm Schlußwort zerpflückte der
Referent die Beweisführung des Gen. Bock völlig und nahm die
Führer der Mehrheitspartei, die eine ruhige und mabvolle Ent
wicklung unſeres Wirtſchaftslebens erſtrebten, energiſch in Schutz
Auch die ſo heftig bekämpſten Führer wären immer noch Sozial
demokraten. Als Gen. Bock ihm zurief „Noske“, antwortete
Prof. Dr. Waentig ſehr treffend: „Jhre Niederknüppe-
lungsverſuche der Mehrheit gegenüber ſind vog
Demokratie auch ſehr weit entfernt!“ 4

Die Zahlſtelle Halle des Verbandes der Buch und Stein
druckhilfsarbeiter und Arbeiterinnen hielt am 8. Februar im Ge
werkſchaftsharſe ihre ordentliche Generalver-
ammlun g ab. Jn kna F trichen referierte der Vorſitzendeüber die Ereigniſſe des perſ oſſenen Jahres auf organ iſchem,

verwaltungstechniſchem und tarifliche biete und tierte 48
ſammenfaſſend, daß es nach trüben Tagen nun wieder erfreulich
auſfwärts gehe. Der Mitgliederſtand hat kn mehr als 50 Pro
zent gehoben, das finanzielle Ergebnis P edigend. Dieraliſetion in der Eauverwaltung ſei ein weiterer nicht zu unter

ſchätzender Faltor des Fortſchritts Zu derſelben Auffaſſung ge
langten die Verſammelten und wählten dieſelben deshalb erncut
in den Vorſtand: Franz Behrendt als erſten, P. Scheibe als zwei
ten Vorſitzenden, als Kaſſiererinnen Martha Leonhardt und Anng
Haferkorn, als Schriftführer und Kartelldelegierten den Koll
Franz Bielig. Mit ganz beſonderem Jntereſſe wurde dann der
Bericht über den derzeitigen Stand unſerer Tarife und Lohnfrage
entgegengenammen. An der Hand vorhandenen Tatſachenmate-
rials unterbreitete der Referent den Verlauf der Dinge und ſtellte
es den Verfammelten anheim, ſich auf Grund der eigenartigen Ver
hältniſſe nun entweder ür oder wider die Beibehaltung oder Jn
kraftſetzung des mit dem 31. Dezember 1918 erloſchenen Tarifs zu
entſcheiden. Nach reiflicher Prüfung fand folgende Entſchließung
einſtimmige Annghme: Auf Grund des Verhandlungsprotokolls
vom 28 Juli o. J, welches von Prinzipalsſeite ſelbſt formuliert
und rorfaßt iſt, iſt das Leber Tarifverhältnis zweifelsfrei als
erloſchen zu betrachten. Eine Erneuerung desfelben wird mit aller
Energie abgelehnt. Jedoch iſt die Hilfsarbeiterſchaſt bereit, an
einem Tarif auf zentraler Grundlage mitzuarbeiten und bis
Schaffung desſel ken proviſoriſchen Vereinbarungen für den
zuzuſtimmen. Vorſtand und Vertrauensperſonen werden beauf
tragt, zweckentſprechende Schritte einzuleiten.“

Stadtverordnetenwahlen und die Am Dienstag
abends 8 Uhr, veranſtaltet der Verband halleſcher Frauenvereine
einen Vortragsabend, in der Herr Geheimrat Prof. Dr. Waen
tig öber obiges Thema ſprechen wird. Nach dem Vortrag findet
freie Ausſprache ſtatt.

Arbeitsloſe und Landarbeit! Die Schwierigkeit, größere
Maſſen der ſtädtiſchen Arbeitsloſen auf das Land zu r
wie die Erfahrungen der Arbeitsnachweiſe zeitigen, nicht nur
eine gewiſſe weitverkreitete Unluſt zur Landarbeit, ſondern
auf eine gewiſſe Zurückhaltung der Landwirte zurückzuführen, die
e noch ſtark mit der Rückkehr polniſcher Wanderarbeiter

nen.
Demgegenüber kann nicht ſcharf genug betont werden, dieAusſichten für äußerſt gering ſind r der Landwirt

ſten Intereſſe z mit ernſtem Willen darangehen muß. ſeinen Be
trieb auf die Verwendung deutſcher Arbeiter einzurichten. Manche
von den Landwirten. die ſich entſchloſſen haben, es einmal ernſt
lich mit ſtädtiſchen Arbeitern zu verſuchen. haben gute Erfahrungen
dabei gemacht. So berichtet ein Gutsbeſitzer daß er einen frühe
ren Bierkutſcher. ſowie einen Dreher und einen Schloſſer, die vorher
bei Krupp kötig waren, eingeſtellt habe und mit dieſen Leuten
au r zufrieden ſei. an erng iſt natürlich dabei,
daß auch die Arbeiter zufrieden ſind, insbeſondere auf Verpflegung
und Unterkunft. Vor allen Dingen muß die Unterkunft ſo ein
richtet werden, daß ſte den erhöhten Anſprüchen der beſſ
ten ſtädtiſchen Arbeiter entſpricht, damit er nicht nach
Tagen die Stelle wieder verläßt. Und wenn erſt mal einige
ſtödtiſche Arbeiter 9 auf dem Lande heimiſch gemacht haben und
wohlfühlen, wird auch bald ein größerer Zuzug aus der Stadt ein
ſetzen.

(Fortſetzung des lokalen Teils in der Veilage.)

Die An der Reiche Fleiſchtarten vte
17. Februar kis 16 März d. J.

gleich mit der Tusgade der
arkengusgabeſtellen.
Halle, den 7. Februar 1919. SDer Magiegt.

See
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Laut Bekanntmachung des Magiſtrats und des Arbeiter und Soldatenrates zu Halle wird die Ver S
teilung eingehender Kohlenmengen von heute ab bis auf weiteres lediglich durch die Ortskohlenſtelle vorge
nommen. Die noch in den Händen der Kohlenhanölungen vorhanden geweſenen Bezugsſcheine hat die Orts
kohlenſtelle eingefordert. Alle Beſtellungen, Wünſche und Beſchwerden ſind daher von ſetzt ab nicht mehr bei
den einzelnen Kohlenhanölungen, ſondern ausſchließlich bei der Ortskohlenſtelle anzubringen. RNuch ſind bei
den Kohlenhandölungen von jetzt ab keine Bezugsſcheine mehr abzugeben. Die Kohlenhanölungen führen viel
mehr von jetzt ab lediglich die ihnen von der Ortskohlenſtelle zugewieſenen Beſtellungen aus, können daher
keinerlei Wünſche aus ihrem Kundenkreis weder entgegennehmen noch berückſichtigen.

Sta dt Theater
in „FIR.

Mittwoch, d. 12. Febr. 1919, Kozmeſt ſchöndeitäpflege

Anf. 7 Vnr, Ende 9 Unr.
Nur ein Traum. Wrosse Ulrichstr. 47, I.

Lustsp. v. Lothar Schmidt. 2207 Telefon 8843
Donnerstag Die

Weiber von Windsor.

Die Glocke,
-ozialiſtſqh, Wochenſchan

Heft 50 Pf.
im Abonnemen, vierteltährlich

6. MKk.,
empfiehlt die

r „Fara-Massagen.
inzig* plänz. bewährt.

Gesichts- Kräuter-, Dampl-
bäder, unsichtbare Haut-
schälkur gibt Jugendfrische,
behebt rschlaffungen.,
Falten- und Runzelbildung.

lNasen- u Gesichts-
Kerrekturen, Büstenpllege.
Befreiung v. Vnreinheiten
Mitessern, Gries, fettigo

rsprossen, Gesichts-
u. Nasenröite, Fros schäd.,

4 grossporige spröde Haut,

Leberfick.. Warz Damen-Buchhdlg. Volksſtimme, bärte schmerz- v. norbenlos.

Halle, Gr. 27. Il e

e

W r

ſ 7 e
Magdeburger Str. 66.

bei n Orchester. mGr. Kavalier- Ball
Vorzügt. Prerdematerial. Erstklassiger Restaurations betrieb.
m t

2227

Die Firmen
des n Kohlen Plathandels.

g ee e e S S ml e e S S S S
Halte dich warm

und trage:

Leibwärmer,
Kniewärmer.
Bruſtwärmer,
Nückenwärmer,
Fußzwärmer,
Pulswärmer
Ohrenwärmer.

Zu haben bei

Julius Bacher
Halle, Leipziger Str. 102.

mere e n

p.

h abends Auf-
treten der berühmten Schulreiterin

wit ihrem Schuipterd

aus dem Gestüt Gr

Frl. Helene Fischer,
vom Circus Schumann, Berlin,

Erbherr Markgraf ll,
reden Sonmas von T Vnr: Matinee.
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Buchhandlung der Volksſtimme
Große Ulrichſtraße 27.

Wieder vorrätigGeſetze un Verordnungen

der ſozialiſtiſchen Republik.
Ein Leitfaden durch die nen erlaſſenen wichtigſten s
und Verordnungen. Preis 1 Mk.

Ausknnfts
Die Demobilmachuſigs-Auskunftsſtelle des

ums über Erſ.-Truppenteile, Demobilmachungsorte und Demo
dieſer Fragen nicht durchzuführen iſt. nd daher nichtan das Kriegsminiſterium, ſondern an das für den Bezirk zuſtändige Generalkennnando, Ausnſteſtelle, zu

Unmittelbar an das Kriegsminiſterium gerichtete Anfragen werden in Zukunft keine
eine zeit Beantwortung
richten.

Von ſeiten des Generalkommandos.
Der Chef des Generalſtabes.

gez. v. dem Hagen.

Buchhandlung
der Volksftimme
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Halle, Dienstag, den 11. Februar 1919,

Beilage zur Volksſtimme.
Z. Jahrgang

-„ZJST[,T7f]qüo=|opo(pfe7

An unſere Filialerpedienten und an ſämtliche

Einzelbezieher der Volloftimme gußerhalb Halles

eichten wir das dringende Erſuchen, bei Ausbleiben des Blattes
ſofort bei dem betr. Poſtamt BVeſchwerde zu erheben.

Ferner bitten wir die auswärtigen Einzelbegieher, den
monatlichen BVezugspreis ohne Rechnungsempfang ſo früh
zeitig an den Verlag einzuſenden, daß die Ueberweiſung für
den folgenden Monat ohne Störung veranlaßt werden kann.

Der Verlag der Volksſtimme.

RA IIIDas Einigungsſtrehen.

Aus Berlin wird geſchrieben: Die mannigfachen Strömungen
in der Berliner Arbeiter-Bewegung, die auf eine Vereinigung der
beiden miteinander ſtreitenden Teile hindrängen, haben jetzt zur
Gründung einer Jentralſtelle für die Einigung der
Sozialdemokratie geführt. an deren Spitze Eduard
Bernſtein ſteht. Die Namen der übrigen Vorſtandsmitglieder,
die teils der Sozialdemokratie, teils der unabhängigen Partei an-
gehören, ſind außerhalb Berlins unvbekannt.

Eduard Bernſtein wird ſich gewiß klar darüber ſein, daß er
eine Wert Zun ächſt ſogar ganz unlösbare Aufgabe übernommen
hat. Jhre Schwierigkeiten konnte er ſchon kennen kernen, als er vor
einigen Wochen ſeinen Wiedereintritt in die ſozialdemokratiſche
Partei anmeldete, ohne jedoch ſeine bei den Unab-
dern aufzugeben. ie Folge war, daß unſer Schöneberger

ahlverein ihm die Aufnahme verweigerte, weil er noch immer
Unabhängiger ſei, und daß die Unabhängigen ihn nicht mehr als
den Jhren anerkennen, weil er der ſozialdemokratiſchen Partei
wieder beigetreten iſt. Vielleicht allerdings hat Bernſtein dadurch
daß er ofſiziell augenblicklich weder als Sozialdemokrat noch als
Unabhängiger anerkannt iſt, den einzigen Standpunlt gewonnen,
von dem aus das ſchwierige Werk der Vermittlung überhaupt auch
nur verſucht werden kann

Zu irgendeinem näheren oder ferneren Zeitpunkte werden ſich
die er Deutſchlands wieder zuſammenfinden.
Heute aber ſteht die Sache ſo, daß die Einigung zugleich als eine
brennende t empfunden, aber auch als
eine vollkommene Unmöglichkeit erkannt werden muß.
Die perſönlichen Anfeindungen gehen heute gar ſo weit, daß Sozialiſten vor Sozialiſten ihres Lebens nicht ſicher ſind.

Die ſozialdemokratiſche Mehrheitspartei, die elf Millionen
Stimmen gegen zwei Millionen Stimmen der Unabhängigen auf
ſich vereinigt hat, kennt keine andere Methode, zum Sozialismus
u gelangen, als die Methode der Demokratie. Darum gab es für
bert, Scheidemann und Landsberg, als ſie am 9. November die

Regierung übernahmen, gar keine andere Löſung als die Ein-
berufung einer Ffreieſtem Volkswahlrecht gewählten National
c pmmluns. die uns die Souveränität des Volkes repräſen

ert.
Aus dieſer Grundauffaſſung erklärt ſich die ganze mehrheits-e Fechtr wie ſie in voller Tebereinſtiwmang e den

ſſen der Partei von der Regierung Ebert Scheidemann geführr
worden iſt. Da der Spartakusbund und der mit ihm ver
bündete Teil der Unabhängigen eine andere
Stellung einnahm, war von vornherein der ſchärfſte Gegen-
ſar gegeben, und da ſich jene Richtungen nicht auf das Theoreti-

eren beſchränkten, ſondern den Verſuch machten, ihre antidemo
kratiſche und damit auch antiſozialdemokratiſche Theorie in die
Praxis überzuführen, war der tragiſche Konflikt unvermeidlich.
Die Regierung Ebert- Scheidemann mußte es als ihre Pflicht be
trachten, die Demokratie, koſte es, was es wolle, zu retten. Dieſes
Rettungswerk hat ſie durchgeführt. Dabei ſind das kann ruhig
ausgeſprochen werden von Leuten, deren ſie ſich als ihrer
Organe bedienen mußte, einzelne Taten z worden, die ſie
niemals billigen kann, deren ſtrenge Unterſuchung und Be-
ſtrafung nach den i vielmehr ſelbſt angeordnet hat. Die
Schuld an dieſen ſcheußlichen Vorkommniſſen fällt nicht ihr zur
za ſondern denen. die mit Vorbedacht den Bürgerkrieg entfeſſelt

en.
Die Berliner S deren linker Flügel an dem Ge-

ſchehenen die trägt, re ieren jetzt unter den wilde-
ſten Flüchen auf die Politik der und ihre Ver
treter die „Einigung des Proletarigts“. Nach ihrer Meinung
ſoll ſich das Proletariat unter ihren Fahnen gegen die Sozial
demokratie einigen. Die Mehrheitspartei eht dagegen auf dem
Standpunkt, daß man ſich mit putſchiſttſen Gegnern des ſozial
demokratiſchen Parteiprogramms nicht e en kann.

Ehrliche Unterſtützung ſeiner Einig c epläne dürfte Bern
ſte in bei den rechts ſtehenden Unabhängigen finden,denen längſt in der Geſellſchaft, in der ſie ſich jetzt befhnden, bange

geworden iſt. Aber dieſe bilden nur einen ſehr kleinen Teil
der kleinen Partei. Die Linke hat mit der agitatoriſchen Unbe-
kümmertheit, wie ſie ihr zu eigen iſt, die Tragödie Liebknecht-
Luxemburg c ihren Zwecken auszunützen verſtanden. Die Aus-
ſichten der Einigung ſind daher jetzt ſo ſchlecht wie nur möglich
und der Sozialdemokratie bleibt nichts anderes übrig, als im
er Beharren auf ihren Grundſätzen abzuwarten,
is die Frucht reif wird.

Lokales und Propin;felles

Halle. 11. Februar 1919.
(Fortſetzung aus dem Hauptblatte.)

Wieviel Gemeindevertreter ſind zu wählen?
Bei den Parteigenoſſen in einer Anzahl Dörfer ſind Zweifel

darüber entſtanden, wieviel Vertreter zu en nd, und ob
insbeſondere Gemeindevorſtand und Schöffen mitzuwählen
ſind. Die neuen Beſtimmungen ſagen, daß in den in
den die nicht zum Gemeindevorſtand gehörigen Mitglieder
als Gemeindevertreter verſtehen ſind. Allerdings könnenſich Vorſteher und Echöffen mit in die Gemeindevertretung
wählen laſſen, es können dann aber in Gemeinden, wo die Zahl
der Vertreter früher 9 betrug, auch nur et werden.
Doch kann die Gemeindevertretung noch ießen, daß die
Zahl der Vertreter erhöht wird.

Gemeinſame Sitzung des Arbeiter und Soldatenrates
zu Halle.

di mit derBe re n z a

Stv.

77 2äftigt. Kam. Schwarz berichtet über die Jnformationsreiſe,
die im Auftrage des A.- und S.-Rates Halle ausgeführt wurdv:
Die Polen drangen ſyſtematiſch von der Grenze aus vor, nicht
das polniſche Proletariat, ſondern Großgrund-
beſitz, Kapital und Geiſtlichkeit ſind die Anſtifter und
Förderer dieſer großpolniſchen Jnvaſion. Die in der Provinz Po
ſen ſtehenden Grenztruppen und Erſatzbataillone wurden allmählig
mehr und mehr polniſiert, ſo daß es den Polen verhältnismäßig
leicht gelang, die Provinz Poſen zu beſetzen. Nur ein Zipfel iſt
noch in unſeren Händen. Auch Weſtpreußen iſt zum Teil ſchon in
polniſchen Händen und es beſteht die Gefahr, daß die ganzen Oſi-
marken abgeſchnürt werden und daß die Polen in die Provinz
Brandenburg einmarſchieren. Die jetzt die Front haltenden Trup-
pen ſind in großer Bedrängnis und ſchleunige Hilfe tut not. Eine
Konferenz mit dem Unterſtaatsſekretär Heinrichs brachte kein be-
friedigendes Reſultat. Einen Volksbeauftragten zu ſprechen, war
unmöglich, da alle Herren der Regierung in Weimar ſind. Truppen
ſind genügend vorhanden. Jm Sauerland ſind ca. 15 000 Mann
vollſtändig neuausgerüſteter Truppen zuſammengezogen, ebenſo in
Weimar. Unſere Pflicht iſt es, den Soldaten im Oſten zu helfen.

A.-R. Günther berichtet im Anſchluß hieran über den Ver-
lauf der Verhandlungen in Berlin. Daran ſchloß ſich eine er-
gieb i Ausſprache, die einen ſehr lebhaften Charalter annahm.

am. St u ß: Die Frage des Grenzſchutzes Oſt iſt für uns auch
eine Magenfrage. Es wurde verſucht, mit den Polen fried-
lich auseinanderzukommen, können es aber auch nicht dulden, daß
unſere Volksgenoſſen dort niedergeſchoſſen werden. Schutz unſerer
Kameraden iſt Pflicht. A.-R. Kilian: Wenn die Regierung
behauptet, daß nach Zuſammentritt der Nationalverſammlung die
A.- und S.-Räte überflüſſig ſeien, dann ſoll ſie auch ſelbſt für die
Aufſtellung des Grenzſchutzes forgen. Wenn ſie von den im Reiche
vorhandenen Truppen 100 000 Mann nach dem Oſten dirigiert, dann
iſt die polniſch-tſchechtiche Geſahr beſeitigt. Wenn durch Anwer-
bungen neue Truppenkörper aufgeſtellt und ausgerüſtet werden, ſo
könnten dadurch weltpolitiſche Komplifarionen entſtehen. Jm
Lande brauchen wir keine Truppen mehr. Redner empfiehlt dann
eine Entſchließung zur Annahme, in der die Regierung aufgefordert
wird, alle vorhandenen Truppen zum Grenzſchutz Oſt zu verwenden.
Der Schutz der Oſtgrenze wird gutgeheißen. Kainn. Schöpke,
Meſeritz (i. Poſen): Poſen allein liefert Deutſchland für einen
Monat Lebensmittel, für zwei Monate Kartoffeln. Die gefährde-
ten Provinzen liefern der geſamten Kohlenförderung und um-
foſſei. des geſamten Großgrundbeſitzes, was hinſichtlich der ge-
planten Saozialiſierung von Bedeutung iſt. Wir brauchen höchſtens
u der vorhandenen Truppen. Wir nad ſchon ſehr oft vorſtellig ge-
worden, aber die Regierung hilft uns nicht. A.-R. Dreſcher
Nicht das politiſche. ſondern das wirtſchaftliche Moment ſollte für
uns bei dieſer Frage beſtimmend ſein, Redner wird dauernd

j durch Zwiſchenrufe aus den Reihen des A.-R. unterbrochen. Vorſ.
Kam. Adler erſucht, auch dieſen und die folgenden Redner ſo ruhig
anzuhören, wie die vorangegangenen.) Die Regierung ſtand und
ſteht noch heute vor ungeheuren Aufgaben Es ſteht doch gar nicht
feſt, ob es möglich iſt, einfach 100 900 Mann nach dem Oſten zu
kommandieren. Wer werß, wie viel von dieſen 100 000 Mann
dort aniemmen würden Wir dürfen dieſe Frage nicht partefiſch
ins Auge faſſen, ſondern müſſen vor allem das Gemeinwohl berück-
ſichtigen.

Es wurde noch lebhaft für und wieder die Freiwilligen-
werbung geſprochen, ohne daß neue Geſichtspunkte zutage traten.
Es wurden zwei weitere Entſchlicßungen vorgelegt, die ſich bei-
nahe inholtlich deckten. Die weitgehendſte Entſchließung „Reinitz'
fordert die Regierung auf, energiſche Maßnahmen für den Grenz-
ſchutz Oſt zu ergreifen, ſchon bereitſtehende Truppen, ſoweit ſie
nicht unbedingt im Lande nötig, ſofort nach dem Oſten
zu entſenden und falls dieſe nicht zureichend, freiwillige Truppen
von einer Zentralſtelle aus anwerben zu laſſen.

Zuerſt wird über die Frage abgeſtimmt, ob der Grenzſchutz im
Prinzip gebilligt wird.

Dafür ſtimmen die Verſammelten einſtimmig.
Dem nun folgenden Vorſchlage des Kam. Adler, über die

weitgehendſte Entſchließung „Reinitz“ zuerſt abzuſtimmen, wird
vom A.-R. Kilian widerſprochen. Es ſoll in der Reihenfolge ab-
eſtimmt werden. wie die Entſchließungen eingingen. DasReſultat der Abſtimmung über die Entſchließung „Kilian“ iſt

zweifelhaft und es wird hre vorgenommen. Als
Kam. Adler erklärt, daß auch hier das Reſultat zweifelhaft ſei,
wurde dem heftig widerſprochen und die Verſammlung nahm
einen tumultartigen Charakter an. Kam. Ferchland gelang
es zum Schluß die Gemüter einigermaßen zu beruhigen. Dre
Berichterſtattung wurde während der unruhvollen Schlußverhand-
lungen erſchwert. Dem Vernehmen nach ſoll die Angelegenheit
nochmals im gemeinſamen engeren Rat beſprochen und dann
ſpäter darüver beſchloſſen werden.

Stadtverordneten Sitzung
am 10. Februar. ß

Vor Eintritt in die Tagesordnung macht der Vorſteher einige
Mitteilungen. Die halleſche Berufsfeuerwehr hat eine Eingabe
um Erhöhung der Gehälter um 100 Prozent, rückwirkend vom
1. Januar 1919, gemacht. Der e e oll abgewartet
werden. Die StadtverordnetenVerſammlung Köslin hat ein
Schreiben an die hieſige StadtverordnetenVerſammlung gerichtet.
des Jnhalts, gegen die ſeitens der Regierung im Verordnungswege
erfolgten Beſtimmungen über W Neuwahlen der Ge
meindevertretungen Proteſt zu erheben. Nach kurzer Debatte wurde
die Dringlichkeit der Sache abgelehnt und zur Tagesordnung über-
gegangen.

Die ausſcheidenden Mitglieder und Stellvertreter der Veran
lagungskommiſſion für den Stadtkreis Halle werden wiedergewählt.
An Stelle des verſtorbenen Kommerzienrat Werther wird der
Kaufmann Heynemann gewählt. Als Beiſitzer des Wahl-
m die bevorſtehenden Stadtverordnetenwahlen werden
die St. Manſchewski und Gröbel, als Stellvertreter die

os und Hennig gewählt.enüber dem achte in der Freiimfelder Straße, neben
der Desinfektionsanſtalt ſoll ein Straßenbahnhof in Form einer
Wellblechwagenhalle errichtet werden. Die Fundamente und die
unter den Geleiſen vorgeſehenen 800 Meter r r aus

rt Vier Le dert ehe Lieferunufſtellun r e die für raßenbahnwagen Plabieten ſoll, ſind im Wert lag 1965 000 Mark vorgeſehen. Der

Voranſchlag für das ga rojekt ſchließt mit 500 Mk. ab.e h n des Veridt vom Stv. Sie jür den Bauaus-
L und vom Styv Ritter für den Haushaltsausſchuß wird die

rlage angenommen.

Punkt 4: eng der tder oberen Großen Steinſtraße vor dem Walhallatheater und zwi-
n Alte Promenade und Schimmelſtraße, ſowie Böllberger
es zwiſchen Stadtgutweg und Huttenſtraße wird nach den Vor-

ſchlägen des Bau und Haushaltausſchuſſes angenommen.
unkt 5: Von den Grundſtücken Angerw und 10 entfallende

12 Quadratmeter Dre ſoll zum Preiſe von 10 Mark pro
Quadratmeter ſeitens der Stadt angekauft und die erforderlichen
Mittel aus der Anleihe von 1910 entnommen werden. Die ent-
ſtehenden Landerwerbskoſten werden ſpäter von den Anliegern ein-

und der Anleihe zurückerſtattet. Sto. Em mer erſtattetVericht des Bauausſchuſſes und empfiehlt Annahme, die auch

ide losz r berichten Wer dir Sgiſtratsvorlage betreffend erung und Ergänzung von Gas-J. al r. ca. W

r die Pflaſterung

t

r

bezw. erneuert werden ſollen. Der Voranſchlag des ne
ſieht den Betrag von insgeſamt 230 600 Mk. vor. Die Ausſchüſſe
haben die Vorlage dahin abgeändert, daß die vorgeſehenen Arbei
ien in der Niemeyer- und Blücherſtraße zurückgeſtellt und die
Koſten dementſprechend auf 160 600 Mt. veranſchlagt werden. Die
Stadtverordneten- Verſammlung erteilt Zuſtimmung zu der Vor-
lage gemäß der Abänderung in den Kommiſſionen.

Die in der letzten StadtverordnetenVerſammlung verkagte
Magiſtratsvorlage: Mittel bewilligung für den „Ar-
beiterrat Halle“ wird nach Anhörung des Berichts von Stv.
Brehmer und nach kurzer Debatte angenommen.

Der Magiſtrat beantragt ferner, 6000 Mk. zu bewilligen, die
dem Haus- und Grundbeſitzerverein als einjährige Pauſchale ge-
zahlt werden ſollen. Es ſollen für dieſen Betrag ſämtliche g
baren Räume einſchl. möblierte Zimmer, die beim ſtädtiſchen Woh-
nungsnachweis als vermietbar gemeldet werden, im Wohnungs-
anzeiger des Haus und Grundbeſitzervereins veröffentlicht wer-
den, um dadur h das Wohnungsamt zu entlaſten. Die Veröffent-
lichungen ſind vorläufig auf ein Jahr vorgeſehen. Die Vorlage

wird debattelos genehmigt. 4
Zulage für Schwerarbeiter. Die Schwer-, Schwerſt- und

Rüſtungsarbeiterzulagen ſind, wie bekannt, mit Wirkung vom
10. Februar d. J. aufgehoben. Hier und da haben ſich bei
Durchführung dieſer Maßregel jedoch Schwierigkeiten er-
geben. Um den daraus hervorgehenden Unzuträglichkeiten
Rechnung zu tragen, insbeſondere um Ungleichmäßigkeiten
in der Rationierung, die bei ungeordneten Zuſtänden ein-

treten müßten, vorzubeugen, hat ſich der Staatsſekretär des
Reichsernährungsamts mit einer Friſtverlängerung bis zum
1 April für die Durchführung des Wegfallens der Zulage
in allen Fällen für einverſtanden erklärt, in denen ſich die
Durchführung bislang nicht hat ermöglichen laſſen. Bis zum
1. April ſollen aber die notwendigen Organiſationsmaßregeln
überall getrofſen ſein, ſo daß nach dem 1. April Zulagen
nirgends mehr gewährt werden dürfen.

Die Fürſor eſtelle für Lungenkranke, Salzgrafenſtr. Nr. 1,
hat ſich bekanntlich die Aufgabe geſtellt, Lungenkranke unentgelt-
lich zu unterſuchen und über die Maßnahmen aufzuklären, die
zu ihrer Geneſung und zur Bekämpfung der Tuberkuloſe im
allgemeinen dienen können. Sie gibt den Kranken Verhaltungs
maßregeln und ſucht die Angehörigkeit vor Anſteckung zu
ſchützen. Die Fürſorgeſtelle übernimmt nicht die ärztliche Be
handlung der Kranken, ſondern ſucht ihre Ziele vielmehr zu
erreichen durch a) frühzeitige Ermittelung der Lungenkranken,

ärztliche Unterſuchung der Kranken und ſeiner r
c) Aufklärung der Familien, d) Vermittlung eines ilver
fahrens für heilbare Lungenkranke und für bedrohte
Angehörige, e) Beſeitigung der gefährlichſten Entſtehungsherde
(Trennung des Kranken, Entſeuchung der Wohnung und
Klerdung), 1) Unterſtützung der Angehörigen ſolcher Lungen
kranker, die ſich in Heilſtätten befinden. Beſonders ſei hervor
gehoben, daß die Fürſorgeſtelle auch den Angehörigen des
Mittelſtandes zur Verfügung ſteht. Sprechſtunden täglich
3 Uhr nachmittags.

Mietwucher mit möblierten Zimmern. Es wird wiederholt
darauf aufmerkſam gemacht, daß nach Verordnung vom 2. Jan.
1919 jeder Vermieter dem ſtädt. Wohnungsamt., Gr. Berlin 11,
unverzüglich Anzeige erſtatten muß, wenn er eine Wohnung an
einen neuen Mieter zu höherem Mietpreis vermietet als der alte
Mieter gezahlt hat. Dies gilt auchfür die Vermietung
möblierter Zimmer. Vermieter., die die d unter
laſſen haben, wollen ſie ſchleunigſt nachholen. um der Beſtrafung
zu entgehen. Ebenſo werden, um dem Mietwucher mit möblierten
Zimmern wirkſam begegnen zu können, Untermieter, die eine un
angemeſſene Steigerung ihrer Miete. insbeſondere auch im Hin
blick auf den vom Vermieter ſelbſt an den Hauseigentümer zu
zahlenden Mietzins, erfahren, aufgefordert, ſachdienliche Mit
teilungen an das Wohnungsamt gelangen zu laſſen.

Kohlen?! „Die Bekanntmachung vom 6. d. Mts. iſt ſo aufzu
faſſen, daß Haushaltungen und Gewerbe, deren Kohlenkarten und
Bezugsſcheine noch nicht beliefert worden ſind, beſondere Anträge
in der Ortskohlenſtelle nicht zu ſtellen brauchen. Die Beliefe-
rung durch die Händler erfolgt ohne weiteres auf Veranlaſſung der
Ortskohlenſtelle, wobei jetzt die Dringlichkeit möglichſt berück
ſichtigt wird. Jn dringenden Fällen und bei Zuzug ſind Anträge
auf Bezugsſcheine und neue Kohlenkarten nur an den Tagen in
der Ortskohlenſtelle anzubringen. an welchen die betreffenden
Haushaltungen Brotmarken erhalten. um den ganz unnötigen
Maſſenandrang für die Zukunft im Jntereſſe der Bevölkerung zu
vermeiden.“

Geiſteskrank. Jn der Nacht zum Montag wurde in der Tro-
thaer Straße ein 70jähriger geiſteskranker Mann aufgegriffen und
der zuſtändigen Polizeiwache zugeführt. Der Kranke, der ſich aus
einer Heilanſtalt entfernt hatte, wurde durch einen Wärter ab
geholt.

Unfug. Geſtern abend wurden zwei Schüler dabei abgefaßt,
als ſie von der Beyſchlagſtraße aus mehrere Fenſterſcheiben mit
Steinen einwarfen. Zweifellos kommen ſie auch als Täter der in
letzter Zeit zahlreich in dortiger Gegend eingeworfenen Fenſter
ſcheiben in Frage.

Jnfolge Kohlenmangels find die Bureaudienſtſtunden der
Gewerbe-Jnſpektion Halle vom 10. Februar 1919 an
auf die Zeit von 9 bis 12 Uhr vormittags feſtgeſetzt worden.

Unterrichtskurſe im Anſchluß an die gewerbliche r
dungsſchule. Die Friſt der Anmeldung zu den ausgeſchriebenen
Unterrichtskurſen iſt bis 10. d. M. verlängert worden. An den
Kurſen können tei n 1. Angehörige der Großinduſtrie, dieo zum Vorabeiter, Meiſter emporarbeiten wollen. 2. Auge
es Handwerkes zwecks Vorbereitung und die Geſellenprüfung.

3. Ungelernte Arbeiter um ihnen den Uebertritt zur angelernten
und gelernten Arbeit zu erleichtern. 4. Die in Gewerbebetrieben
tätigen jungen Mädchen und Frauen. 5. Frauen und Töchter von
Krigsteilnehmern zur Einführung in den Beſchäftsgang eines Ge
werbebetrie äheres ſiehe auch die Anzeige im geſtrigen Jn
ſeratenteil.

rn in der Talamtſchule amMittwoch für die Lebensmittelſcheine vorm. von 8 bis
12 Uhr und 5501-—8000 nachm. von 2—-6 Uhr. Für jede Perſon
werden 55 Gramm Speiſefett zum Preiſe von 30 Pfennigen ab
gegeben.

wird am Mittwoch früh in den einDer Seefiſchverkauf
ſchlägigen bekannten Geſchäften fortgeſetzt. Für jede on wird
ca. ein halbes Pfund abgegezen. Die Preiſe der einzelnen Sorten
ſind in den Geſchäften deutlich ſichtbar angebracht. Der Verkauf
erfolgt auf Warenbezugsſchein Nr. 18 Abſchnitt 250. Zugelaſſen
zum Einkauf werden die w7 der Lebensmittelſcheine Nr.
8001-9000 und 63 001 000. en Papiermangels wird das
n erſucht, Papier oder Ta Körbe uſw. mitzu

ringen.
Der Verkauf von Quark erfolgt am Mittwoch auf Abſchnitt 9

für die eingetragenen Kunden bei dem Milchhändler Schen
Forſterſtr. 38, Molkerei Merbitz, Freiimfelder Str. und
händlerin Meinhardt. Gr. Brunnenſtr. 36. Auf eden
wird Pfund abgegeben.

Der Kunſthonigverkant beginnt am Mittwoch. r ad
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Perſon kann Pfund verabfolgt werden. Der Verkaufspreis be
trägt für loſe Ware 78 und für Paketware 80 Pf. für das Pfund
unter Abtrennung der Marke 267 des Warenbezugsſcheines 19.

Diejen gen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäüften, welche
Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, am
Mittwoch, den 12., und Donnerstag. den 13. Febr., die für dieſe
Woche zum Verkauf gelangenden Grauven bei den von ihnen

Großfirmen abzuholen. Bekanntmachung über Rege-
lung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Stadttheater. Heute, Dienstag, gelangt Pfitzners Oper „Der
arme Heinrich zur Aufführun ittwoch „Nur ein Traum“,
Luſtſpiel von Lothar Schmidt. DHonnerstag wird Ricolgis komiſche
Oper „Die luſtigen Weiber von Windſor“ wiederholt. Freitag
gelangt Wildgans' Tragödie „Dies irae“ zur erſten Wiederholvng.
Sonnabend „Die Fledermaus“. Sonntag nachmittag Volksvor-

ellung „Ueber unſere Kraft“ 1. Teil, Schauſpiel von Bijörnſon,
nntag abend „Aida“ von Verdi.

Ammendorf. Oeffentliche Wählerverſammlung.
Mittwoch abend 7 Uhr findet im Goldenen Adler eine von der alten
r Partei einberufene Wählerverſammlung ſtatt,
die ſich mit den orſtehenden Gemeindewahlen be d t und inder Genoſſe Pikard einen Vortrag über: Welche r
hat die Sozialdemokratie in der Gemeindever-
tretung? halten wird.

Brachſtedt. Gemeinſames Vorgehen beider
ſozialiſtiſchen Richtungen bei den Gemeinde-
ratswahlen. Am Freitag fand im Hewaldſchen Lokale
eine e beider ſozialdemokratiſchen Richtungen ſtatt.
Der Vorſitzende Richter von der Mehrheitspartei eröffnete
die Verſ und ſprach über die Aufgabe der ſozialdemo-
kratiſchen Gemeindevertreter. Er führt aus, wir müſſen uns
unbedingt vereinigen, weil ſonſt das alte Syſtem, nämlich die
Erhaltung der alten reaktionären Gewalten in Brachſtedt er
halten bliebe und die große Mehrzahl der Minderbemittelten
dadurch rechtlos t würde. Eine Liſtenverbindung würde
auch nicht den r chten Erfolg bringen. Nur ein ge
e ſſenes m wird uns die erwünſchte ſozialiſt ſche

ehrheit ſicherr. Eine Einigung mit den Demokraten, die
eine Liſtenverbindung mit den Mehrheitsſozialiſten erſtrebten,
wurde von den Sozialiſten der Mehrheitspartei abgelehnt, weil
dadurch eine Gemeindevertretung zuſtande kommen würve,
welche dem heutigen Zeitgeiſte nicht entſpricht. Nach den Aus-
führungen ſprach die Verſam nlung für ſofortige Vereini-
gung aus unter der ngung, daß die Kandidaten abwechſelnd
der Reihenfolge nach aufgeſtellt werden, dem wurde ohne
weiteres J r Daraufhin wurde zur Auſſtellung der ge
meinſamen J ehe die r Perſonen in ſich ver
einigt: 1. Blume, Lehrer chrheitsſoz.); 2. Friede
mann, Louis, Maurer (Unabh.); 3. Richter, Friedrich, Schmied

4. Dietrich, Hermann, Arbeiter (Ungbh
Schröter, Reinhacd, Gutsbeſ. (Mehrheitsſoz.); 6. Richard

Theuerkorn; 7. icke, Wilhelm, Gutsarbeiter (Mehrheits
z.); 8. Kieſche, Paul, Maurer (parleilos). Jn der folgenden

lußdebatte wurde der Wille der Verſammelten dahin
geſtellt, daß ſie verſprachen, eine rege Agitation in der Ge-
meinde Brachſtedt für die ſozialiſtiſche Liſte Blume zu entſalten.

Merſeburg. Die Stadtverordnetenwahlen für die Stadt
Merſeburg finden am Sonntag, den 2. März ſtatt. Die
e müſſen bis ſpäteſtens 22. Februar beim Wahl-
kommiſſar, Bürgermeiſter bach, eingereicht ſein. An den Wah
len werden ſich mit beſonderen Wahlvorſchlägen Mehrheitsſozia-
liſten, Unabhängige, die Deutſche demokratiſche Partei und die
Deniſchnationale Volkspartei beteiligen.

Delitzſch. Verkauf von Kunſthonig. Am Donnerstag,
den 13. und Freitag, den 14. d. M. in allen 49 Verkaufs
ſtellen auf je einen Nr. 15 aller Lebensmittelſcheine
12 Pfund (625 Gramm) r für 1 Mk. verabfolgt. fäße
ſind mi v (WV. K. tte gelten voll.) Die Ver-kaufsſtellen, welche die zugewieſenen halben Fäſſer noch nicht
bei den betr. Haup gern abgeholt haben, müſſen dies nun
ſofort tun. Ebenſo muß die Unterverteilung oes Rübenſaftes im
Laufe dieſer Woche bewirkt werden. Auskunft darüber, ſowie über
Gewicht und Preis, iſt von den Hauptempfängern bei Kaufmann
Wilhelm Rößber einzuholen.

Elſterwerda. Die Gemernde wahlen ſtehen vor der
Tür. Wenn man es t noch nicht wüßte, ſo ſähe man es an der
ſchlotternden Angſt, die ſich im Gedanken an die kommenden
Gemeindewahlen und zumal an deren Ergebnis auch hier bei den
Rutznießern des bisherigen Dreitlaſſenwahl, rechtes“ bereits deuf-
lich bemerkbar macht und u. a ſchon in einem langen „Einge-
n in der Elſterwerdaer Jeitung beredten Ausdruck findet.

ieſem „Eingeſandt“ ſpricht die Furcht vor der herannahenden
Volksentſcheidung über unſere künftige Stadtverwaltung ausjeder Zeile und aus jedem Worte, mit dem da das Weſpenſt des

Sozialismus in den ſtäriſten Farben an die Wand gemalt wird,
ſo daß beim Leſen ſelbſt einem Sozialdemokraten eine Gänſehaut
des Gruſelns überlaufen könnte. Aber dieſe
rechtsſtehender Parteien. von denen das „Eingeſandt“ ſeiner
a ung nach ausgeht, ſind nicht mehr neu, ſie ſind hier ſchon alt

kannt und haben ſich in unferem Sinne durchaus bewährt. Sie
haben ſich ſchon immer erwieſen als „ein Teil von jener Kraft, die
ſtets das Böſe will und doch das Gute ſchafft Wer Zweifel daran
hat, der ſehe ſich nur einmal das Wahlergebnis des letzten u

hnts in Elſterwerda und den u Orten Biehla, Krau-W und e daraufhin an! Es wurden an Stimmen ab
erwerda 1907 Soz. 223, Bürgerl. 475, 1912

Soz. 343, Bürgerl 425, 19. 1 19 Soz. 1323 Bürgerl. 913, 26. 1. 19
Soz. 1148, 835. Jn Biehla 1907 Soz. 158, Bürgerl.
146, 1912 Soz. 223, 123, 19. 1. 19 Soz. 689, Bürgerl.
26. 1. 1919 Soz. 622, Vürgerl. 154. Jn Krauſchütz 1907 7343, Bürgerl. 85, 19i2 Soz. 91, Bürgerl. 72, 19. 1. 19 SBürgerl. 128, 26. 1. 19 Soz. 241, Bürgerl. 133. Jn Ko o ta
1907 Soz. 10, Bürgerl. 42, 1912 Soz. 18, Bürgerl. 28, 19. 1. 19
Soz. 75, Bürgerl. 26. 1. 19 Soz. Bürgerl 77. Man ſieht
alſo, die altbewährte et e“ Kampfesvweiſe, ebenſo alt
bewährt wie das Dreitlaſſenwahlrecht ſelber, ſie haben beide gut

ir uns r und terie r de ger emgegend die nen en, wo aller ehenden Parteien ſie unſere Bürge et die Sozialdemokraten eins

waren mit jenen Saufbrüdern, die ein gewiſſes lokal am
Markte mit ihrer Kundſchaft beehren pflegten te eunſere Bür eſſen ſelber in rer heit auf unſerer
Seite, ſie hat eingeſehen, daß allein die Sozialdemokratie diewahre Vertreterin ihrer S en F ſie wird dieſer ihrer
Ueberzeugung bei den komme re durch Abeines ſozialdemokratiſchen u sdruck geben.eute. die hinter jenem Eingefandt in der mer
werdaer Zeitung ſtehen, müßten ſich, ſollte man meinen, eigentlichſelbſt ſchon daruder klar ſein, daß ſie mit derartiger mmungs-

und Verängſtigungstaktik, wie ſie das „Eingeſandt“ darſte c
nichts mehr errei können, daß dazu hier unſere ſozialiſti
Aufklärungsarbeit viel erfolgrei i Freil

it Recht die rrſchaft“,

egeben: Jn

r gehe Bremts rechts konnten die „erſtur unter wahlrechts konnten die „erſt-enb zweiklaſſigen“ unſere r n beherrſchen. die ihr zu dieſer bisher entrechteten Waſe

der drittklaſſigen ler an es jetzt, bei dene
u en vor dem enDer de Geheime nieder Ugs n das zu zeigeß,
datum bei den Gemei die „andi daten der altes
ſozaldem Partei, jener Partei, die alle a her irimer,

n den Gemeinden dieanders als die reiſnnDeroir- ten
Entſcheidn gleichem Wahleecht in die Hände der Mehrheit

der Gemeindebürger legen wollte, e geger jede Kerrſchaft einer
Mi derheit. einer Clique, einer einzel ten Gruppe über dre r
heit, über die groß Maſſe ſchon immer gekämpft hat und konſe-
g ent auch heute noch dagegen känofr, mag dieſe Minderherts-

rrſchaft ſich nun in einem Dreillaſſenpaxlament oder in einer
orſtigen h verwirklichen. Wählt die Kandid ten der
artei, die das Selbſtbeſtimmungsrecht der Gemeinden auf der

Grundlage der Gleichberechtigung aller mündigen Bürger und
Bürgerinnen ſchon immer verfochten hat und es auch heute noch
verteidigt gegen jeden Angriff, komme er von rechts oder links
und das die Alte Sozialdemokratiſche Partei (Eberr
Scheidemann)!

Entſchädigung noch dem Tumultgeſet.
Wie bekannt, haben einige Mitbürger von Halle,

Sachbeſchädigung, bei den hier vorgekommenen Tumulten Er-
ſatzanſprüche an die Stadt Halle geſtellt. Der Magiſtrat hat
gegen 30 derartige Anſprüche auf den Klageoweg verwieſen, weil
die Stadt Halle gegen derartige Schäden bei der Verſicherungs-
War las verſichert helle und dieſe die Erſatzanſpi c ab

hne. Bekanntlich hat der hieſige Muſicdirektor F. Rohland,
dem bei dem Letzten Tumulte eine Anzahl Jnſtrumen e
trümmert und len worden, Erſatzanſprüche auf Mk.

tellt. Der Magiſtrat hat in der letzten Stad verordneten
gung bekanntgegeben, daß auch dieſe Entſchädigung abzulehnen
ei, weil die Geſellſchaft Atlas nicht zahlen wolle. Unſe res Er
achtens iſt es nicht recht und billig, daß der Magiſtrat dieſe
gerech'fertgten Anſprüche unter dem nichtigen Vorwande, daß
die Geſellſchaft ohne gerichtliche Entſcheidung nicht zahlen will,
ablehnt und ſie ihre Mitbürger, die ſie doch ſchützen ſoll, zu einem
langwierigen Prozeſſe zwingt. Die Stadt hätte einen Ver-
u worin ſie die Entſchädigungsverweigerung

r Verſicherung überläßt, nicht annehmen dürfen, da viele
Städte, dieſe ſich das Recht vorbehalten haben, die Entſchädi-
gungspf.icht ſelbſt zu beſtimmen, welche für die Geſellſchaft bin
dend ſein muß. Hätte der hieſige Magiſtrat im Vortrage mit
dem Atlas ſich dieſe Rechte gewahrt, ſo würde ſie ihre Bürger,
die doch die Verſicherungs-Prämie zahlen müſſen, beſſer geſchützt

haben und nun nicht 30 Bürger zu d r n Prozeß
treiben, der doch nach Lage der Scche, die Stadt, beziehungs
weiſe die Verſicherung zu einer Zahlung zwingen muß. Die
Verſicherungsgeſcllſchaſt ſcheint ſich dech nur deshalb verklagen
zu laſſen, um durch einen Prozeß die Kläger mürbe machen,
um einen mageren Vergleich herbei zu führen. ach dem
Tunw'tgeſetz iſt die Stadt für die Sicherheit ihrer Bürger und
für deren Heb und Gut verantwortlich und da ſie die Intereſſen
ihrer Einwohner wie ein guter Hausvater wah en muß, ſo
kann ſie ſich nicht auf einen Driten berufen, der ſich nur
ſtörend dazwiſchen drängt.

Sopules.
Wirtſckaftliche Maßnahmen des Zentralrates. Jn einer

ſeiner letzten Sitzungen beſchloß der Zentralrat die Annahme einer
Verordnung betreffend die Uelertragung von Befugniſſen, die vor
her dem Kaiſer zuſtanden, in die betreffenden anderen Stellen. Dem
Vorſchleg des Demobilmachungsamtes, Gewerkſchaft s-
funttionäre in den größeren Städten zur Unterſuchung der
Lebens- und Arbeitsrerhältniſſe und die Ueberführung von Arbei-
tern in andere Berufe anzuſtellen, wurde zugeſtimmt. Eine Ver-
ordnung über die wirtſchaftlichen Maßnahmen auf dem Textil-
gebiete wurde ebenfalls verabſchiedet.

J—,

Geweriſchaftlices.

Wechſel in der Leitung der Verliner Metallarbeiterorganiſation.
Am 1. April werden die beiden Bevollmächtigten des Metall

arbeiterverbandes in Berlin Adolf Cohen und Wilhelm Sie-
rin g, von ihren Poſten abgehen. Cohen wird Geſchäftsführer der
Arbeitsgemeinſchaft in der Metallinduſtrie, Siering Leiter des
Arbeitsnachweiſes. Als Bevollmächtigter des Metallarbeiter
verbandes dürfte Richard Müller vom Berliner Vollzugs-
ausſchuß, der ſogenannte Leichenmüller, in Frage kommen.

Eine Gauleiterkonferenz des Zimmererverbandes tagte am
10. und 11. Januar in Hamburg. Aus dem Bericht des Zentral-
vorſtandes an die Konferenz ergibt ſich, daß Zahlſtellen- und Mit
gliederbeſtand des Verbandes in raſchem Steigen begriffen ſind.
Zu Beginn des Krieges zählte der Zimmererverband in 819 Zahl-
ſtellen 62 673 Mitglieder, am Schluſſe des dritten Quartals 1918
in 615 Zahlſtellen 19 843 Mitglieder Die Höchſtzahl der Einbe-
rungen zum Heeresdienſt betrug 43 030. Jm vierten Quartal 1918
ſind bereits 61 Zahlſtellen neu- oder wiedererrichtet worden.
Ueber den Mitgliederbeſtard am Schluſſe des vierten Quartals
liegen genaue Angaben noch nicht vor; jedoch iſt auf eine 3
h t zu e da der „Zimmerer“, das 7 Jorgan des Verbanbes, zu Anfang dieſes Jahres bereits eine Auf
lage von 39 000 Exemplaren hatte. Der Stand der Verbands
finanzen iſt r Das Vermögen betrug zu Beginn des
Krieges 4 789 000 M., am luſſe des dritten Quartals 1918
5 373 000 Mark. Von den Verbandsausgaben während des

entfällt der größte Teil auf Unterſtützung an die Familien
der Kriegsteilnehmer; es ſind dafür 1 650 000 M. aus
gegeben worden. Der Bericht behandelt weiter die Teuerun
e und ihre Durchführung, die r r
ührung des Achtſtundentages, die Widerſtände, die hierbei zu

überwinden waren, die Vereinbarungen zwiſchen Gewerkſchaften
und Unternehmern vom 15. Rovem 1918, den Stand des
Arbeitsmarktes, die Beſchlüſſe der Zentralinſtanzen zur Linderung
der Arbeitsloſennot u. a. m. Er ſchließt mit einer Aufforderung

r energiſchen Werbearbeit. die unverzüglich, ſpäteſtens aber zu
eginn des Frühjahrs, in Angriff genommen werden müſſe.

Velmlſchtes.

Für unſere Kriegsgeſangenen.
Genoſſe Karl Brö ger veröffentlicht in der Frankfurter Zei

tung folgendes Gedicht:
Abraham Lincoln, ſteh auf Sie führen die Sklaverei wieder ein.
Zweihunderttauſend deutſche Männer ſollen S und ent

rechtet ſein.
Meine ärmiten Brüder, fern von Heimat und Herd,
tief mit Leid befrachtet, von bitterſter Sehnſucht beſchwert.
e n Hoffen und Bangen

on hre gefangen,

u i i KKerahem Lineenn ſieh uf nd h de nie ihn

Oder der Geiſt, der Abraham Lincoln ttieb,
wäre ein Schwätzer, ein Heuchler ein Lügner, ein Ta
und was Menſch heißt, müßte in dunklem Zorn 226
wagen ſie es, unſre Brüder in die Fronde zu ſchi

Keinſter Freund des M in wie i gefärdter Hast,wenn dein s die u die Jeuen ſt t,
W m vor dem

erröten
Nacht dein welßes Standbild zu

Leyte Nachrichten.

Die Entente an Deutſchland und Polen.
Berlin. Wie die Telegrafen- Kompagnie von beſtunterrich-

teter Seite erfährt, hat die Entente an die deutſche wie an die
pel niſche Regierung eine Note gerichtet, in der die Einſtel
lung der Feindſeligkeiten ſowohl von deutſcher wie von
polniſcher Seite gefordert wird.

Für Freigabe unſerer Gefangenen.
Weimae, 10. Febr. Die Rationalvperſammlung iſt ein

von Mitgliedern aller Parteien unterzeichneter An rag zu
gegangen, der die deutſche Nationalverſammlung E. nſpruch
gegen die r von Kriegs und Zivilgefangenenerfeht und ſich an das Gewiſſen der ganzen Welt wez“et, ſich
mit ihr in der Forderung p. vereini en, den Gefangenen die
Heimat wieder zu gelken. Die deutſche Natkonalverſammlung
ſendet den Vrüdern jenſeits der Grenze den Gruß der
Seimat.

De Lebensmittel für Deutſchland.
Berlin. Das Abkommen mit den Vertretern der

alliferten Regierungen üker die Lieferung von Lobens-
milteln an Deutſchland iſt am 8. Februar in Syva nach dr
t gigen Verhandlunçen unterzeichnet worden. An den Ver

ndlungen, die deutſcherſeits der Unterſtaatsſeiretär von
raun vom Reichsernährurgsamt leitete, haben außer-

dem Vertreter aller beteiligten Reichsſtellen, Vertrauens
männer des Handels und der Aerzte teilgerommen.

Danach wird der oberſte Ernährungsrat der
Alliierten Vorſorge frifen, daß ſofort rind 30 0909
Tonnen Schweincfett und Schweinefleiſch und
250 000 Kiſten kondenſierte Milch üker Notter-
dam nach Deutſchland gelieſert werden. Tie Bezahlung
dicſer Mengen iſt deutſcherſeits durch Eold und fremde De
viſen ſichergeſtellt.

Jm unmittelbaren Anſchluß an dieſe Lieferun en wollen
die Alliierten in Ausſicht nehmen 209 090 Tonnen Weizen
und Weizenmehl und weitere 35 099 Tonnen Sqh veinefett
und Schweinefleiſch zu wenn eine hefr'edidende Rere-
lung der Finanzfrage den am 12. Fekruar beginnenden
Verhandlungen der Finanz kommiſſion gefunden wird. Die
Vertreter der Alliierten haben ſich bereit erklört, den Wunſch
der deutſchen Regierung für die weitere Verſorgung
Deutſchlands bis zur neuen Ernte in Erwägung zu
ziehen, und zwar cleidifal's unter der Vorausſetzung. daß
eine befriedigende finanzielle Abmachung ge-
troffen wird. Als Bedarf iſt von der dextſchen Vertretung
für die Monate Mirz bis Auguſt ausſchließlich angegeben
worden: 400 090 Tonnen Weizen, 100 090 Tonnen Fette und
Flets für jeden dieſer Monate, ferner 1 Million Tonnen

ais oder andere Futtermittel für den ganzen ZJeitraum.
Die Erfüllung des çcanzen Lbkommens iſt von den Ver-

tretern der alliierten Regierungen ausdrücklich abhängig ge
macht worden von der Annahme und von der Ausführung
der Bedingungen, die ße uns betreſſs der Abgabe der Han
deleflotte auferlegt haben und noch weiter auferlegen wollen.

Daraus ergibt e daß ſelbſt bei Annahme der Bedin-
gungen eine Sicherheit für den regelmshigen Eingang der
von uns verlangten Le mittellieferung nicht beſteht.

Deutſche Waffenſtillkands kommiſſion
e Verhandlungen über 6chifahrtsfragen und

Lebensmittelverſorgung
Ein Vertreter der P. P. R. hat ſich an zuſtändiger Stelle

nach dem Stande der gegenwärtigen Verhandlungen erkun-
digt. Es wurde ihm geanutwortet, daß der deutſche Vertreter
in Spa in der Sibung am 7. Februar ausdrücklich betont habe,
die gegenwärtig ſtattfindende Verhandlung über die Scheff-
fahrtsfrage und die Lebensmittelverſorgung hingen unlös-
bar mit dem Zuſtandelommen des Finanzabkommens zu
ammen. Es ſei deshalb angebracht, daß von ſeiten der Alli-
erten ſofort Finanzdelegierte beſtellt würden. Der franzö

ſiſche Vorſitzende antwortete, daß die Arbeit der Finanzdele-
erten ſich am beſten auf das Ergebnis der jest ſchwebenden
rhandlungen aufbauen würde. Der deutſche Vertreter

entgegnete, daß die Arbeiten der r Kommiſſionen
unlösbar zuſammenhingen und daß eine Kommiſſion ohne die
andere zu keinem brauchbaren Erge“nis kommen könne. Er
bittet daher nochmals, Sorge tragen zu wollen, daß die inter
alliierten Finanzdelegierten möglichſt bald in Spa erſcheinen.

Am 7. Februar hat General Nudant erklärt. daß die
Lebensmittelſendungen von der rechten zur linken Rheinſeite
greler z und daß die Einfuhr in das ganze beſetzte Ge
iet n ehindert werde.

die Schuld am Kriege.
Der Wiener Mittag vom 7. Februar meldet: Dr. Banner

verlangt die Ermächtigung zur Veröffentlichung
der Akten über die Vorgeſchichte des Krieges,
weil deren rrüt irre ſonnenklar ergeben
würde, Deutſchlands Schuld höchſtens in
ſeiner übelangebrachten Ribelungentreue

den burger lag. Dieſe Veröffentlichung würde
außerdem haben, den ſchuldigen Diplomaten des alten es, die im Auslande mit franzöſiſchen
Agenten über die Wiedereinſetzung der Habsburger verhan-
deln, in ihren monarchiſtiſchen Umtrieben das Handwerk zy
ſegen.

Weltere Forderungen der Entente.
Der Pariſer Korreſpondent der „BVaſler Nachrichten“

mere ein W taſe angewiſſen Anzeichen ehen, die neuenSedingurgen ſur die Ver des arärter ausfallen dürſten, vier bekannt wurde. Die
mächte ſollen von der Friedenskonferenz ganz aus

geſchloſſen werden. Tie in Paris verſammelten Vertreter
der verbündeten Großmächte ber a um über

nd Gericht zu halten. e 1815 im luſtigen Wien,
es auch 1919 den ja Paris verſammelten Delegierten

mit den Vorbereitungen zu Ende zu kommen. m

werden ſoll. Alle Mongte kann man ihm aufs nene
Waffen tiit-Daunnegnfchranben anſegten, wenn dernen nen eder v

e r
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